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1. EINLEITUNG 

Das Legislativpaket zur Kohäsionspolitik 2021-2027 umfasst die Einrichtung der Europäischen 

Stadtinitiative (im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Juni 2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den 

Kohäsionsfonds1, kurz EFRE/KF-Verordnung) als Instrument der Europäischen Union (EU), das an die im 

Programmplanungszeitraum 2014-2020 durchgeführte Initiative für innovative Maßnahmen für eine 

nachhaltige Stadtentwicklung anschließt. Diese neuartige Initiative ist ein wichtiges Instrument zur 

Unterstützung von Städten aller Größenordnungen, zum Aufbau von Kapazitäten und Wissen, zur 

Förderung von Innovationen und zur Entwicklung übertragbarer und ausbaufähiger innovativer 

Lösungen für städtische Herausforderungen von Bedeutung für die EU. Ziel ist es, den Einsatz von 

allgemeinen Programmen der Kohäsionspolitik in städtischen Gebieten mit erprobten Innovationen 

anzuregen, insbesondere in solchen, die Unterstützung aus dem Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE) für spezifische Ziele gemäß Artikel 3 der EFRE/KF-Verordnung2 erhalten, und die 

Innovationsfähigkeit von Städten als Begünstigte oder Vermittler bei der Verwaltung dieser Fonds zu 

stärken. 

Eines der Hauptziele der Europäischen Stadtinitiative (EUI) und insbesondere ihres Elements 

„Innovative Maßnahmen“ (EUI-IA) besteht darin, die von der Initiative für innovative Maßnahmen für 

eine nachhaltige Stadtentwicklung (UIA) eingeleitete Förderung fortzusetzen, indem den städtischen 

Behörden in ganz Europa Raum und Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, um (über 

Pilotprojekte) neue innovative Antworten auf die miteinander verknüpften und komplexen lokalen 

Herausforderungen im Zusammenhang mit der nachhaltigen Stadtentwicklung zu finden und zu 

erproben. Durch die EUI-IA können städtische Behörden testen, wie neue und unerprobte Lösungen in 

der Praxis funktionieren und inwieweit sie der Komplexität des realen Lebens begegnen. Die Prozesse 

und Ergebnisse der Erprobung werden von Partnerstädten aus anderen Ländern (Transferpartner) 

verfolgt, um die Übertragbarkeit und Nachahmbarkeit der getesteten innovativen Lösungen in der 

gesamten EU zu unterstützen und zu verbessern. 

Die städtischen Behörden sollten die von der EUI-IA gebotene Gelegenheit nutzen, um außerhalb von 

„normalen Projekten“ (die durch „klassische“ Finanzierungsquellen, einschließlich der gängigen EFRE-

Programme, finanziert werden können) innovative Ansätze und Arbeitsmethoden zu erproben. Die EUI-

IA ermöglicht es Städten, ehrgeizige und kreative Ideen in Prototypen umzusetzen, die in realen 

städtischen Umgebungen erprobt werden können. In anderen Worten: Die EUI-IA fördert Pilotprojekte, 

 
1 Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds: https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/ALL/?uri=CELEX:32021R1058. Die spezifischen EFRE-Ziele werden in jeder einzelnen Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen für die Europäische Stadtinitiative – Innovative Maßnahmen angegeben.  

2 Ebenda.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32021R1058
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32021R1058
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die für die Finanzierung über klassische Finanzierungsquellen zu riskant sind. Gefördert werden jedoch 

nur Projekte, die sehr innovativ und experimentell sind. 

Projekte im Rahmen der EUI-IA werden über Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen zu einem 

Thema oder mehreren Themen, das bzw. die von der Europäischen Kommission vorgeschlagen wird 

bzw. werden, ausgewählt. Die EUI ist mit einem EFRE-Budget von insgesamt 450 Mio. EUR ausgestattet, 

wovon 75 % für die Unterstützung des Elements EUI-IA vorgesehen sind. Jedes Projekt kann eine 

Kofinanzierung in Höhe von bis zu 5 Mio. EUR aus dem EFRE erhalten. Das Projekt sollte innerhalb von 

maximal 3,5 Jahren durchgeführt werden. 

Die EUI wird von der Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung der Europäischen 

Kommission (GD REGIO) im Wege der indirekten Mittelverwaltung verwaltet. Die Europäische 

Kommission hat die Region Hauts-de-France (Frankreich) als betraute Einrichtung mit der Umsetzung 

der EUI beauftragt. Das ständige Sekretariat der EUI wurde eingerichtet, um die betraute Einrichtung 

zu unterstützen und das Tagesgeschäft der EUI zu gewährleisten. 

Mit den vorliegenden Terms of Reference (Leistungsbeschreibung) lädt die betraute Einrichtung 

förderfähige Behörden im Rahmen der dritte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für die 

EUI-IA zur Einreichung von Projektvorschlägen ein. Für diese Aufforderung steht ein Gesamtbudget von 

zirka 90 Mio. EUR zur Verfügung. 

Im vorliegenden Dokument werden die Voraussetzungen für die Teilnahme an der dritte Aufforderung 

zur Einreichung von Vorschlägen sowie das Verfahren erläutert. Es sollte zusammen mit dem Leitfaden 

zur EUI-IA, der Arbeitsversion des Antragsformulars und anderen auf der Website der EUI zu dieser 

Aufforderung veröffentlichten Unterlagen gelesen werden. 

2. FÖRDERFÄHIGE BEHÖRDEN – WER 

KANN EINEN ANTRAG EINREICHEN? 

Die folgenden Behörden können eine Unterstützung für die Realisierung innovativer Maßnahmen im 

Rahmen der EUI beantragen:  

• Kategorie 1: alle städtischen Behörden einer lokalen Verwaltungseinheit, die nach dem Grad 

ihrer Verstädterung (DEGURBA) von Eurostat als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort definiert ist 

(DEGURBA Code 1 oder DEGURBA Code 2 bei Eurostat) und mindestens 50 000 Einwohner 

zählt. 

• Kategorie 2: eine Vereinigung oder ein Zusammenschluss von städtischen Behörden, die 

rechtlich als organisierte Agglomeration bestehend aus lokalen Verwaltungseinheiten 

anerkannt werden, wobei die Mehrheit (mind. 51 %) der Einwohner in lokalen 
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Verwaltungseinheiten lebt, die nach dem Grad ihrer Verstädterung (DEGURBA) von Eurostat 

als Städte, kleinere Städte oder Vororte definiert sind (DEGURBA Code 1 oder DEGURBA 

Code 2), und die Einwohnerzahl zusammengenommen mindestens 50 000 beträgt. 

• Kategorie 3: eine Vereinigung oder ein Zusammenschluss von städtischen Behörden, die 

rechtlich nicht als organisierte Agglomeration anerkannt werden, wobei alle beteiligten 

städtischen Behörden (federführende städtische Behörde und assoziierte städtische 

Behörden) lokale Verwaltungseinheiten sind, die nach dem Grad ihrer Verstädterung 

(DEGURBA) von Eurostat als Städte, kleinere Städte oder Vororte definiert sind (DEGURBA 

Code 1 oder DEGURBA Code 2), wobei die Einwohnerzahl zusammengenommen 

(federführende städtische Behörde und assoziierte städtische Behörden) mindestens 50 000 

beträgt. 

Ausschließlich die oben definierten förderfähigen städtischen Behörden können im Rahmen der 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA  ein Antragsformular einreichen. 

Die Definition lokaler Verwaltungseinheiten (LAU) sowie deren Klassifikation nach dem Grad ihrer 

Verstädterung und die Einwohnerzahlen basieren auf den Angaben in der Korrespondenztabelle für die 

EUI-IA (https://www.urban-initiative.eu/sites/default/files/2024-05/EUI-

IA_Call_3_Correspondence_table.xlsx). Diese Tabelle wird als Hauptreferenzdokument für die Prüfung 

der Förderfähigkeit verwendet. Antragstellern wird empfohlen, zwecks Prüfung ihrer Förderfähigkeit 

sowie für die Angaben zu den lokalen Verwaltungseinheiten innerhalb ihrer Verwaltungsgrenzen und 

zu den Einwohnerzahlen die Korrespondenztabelle zurate zu ziehen. Es wird dringend empfohlen, vor 

dem Ausfüllen des Antragsformulars (auf der Grundlage der oben genannten Korrespondenztabelle) 

eine Selbsteinschätzung der Förderfähigkeit vorzunehmen. Im Falle von Lücken, Unstimmigkeiten oder 

Unklarheiten bei der Auslegung der Daten in der Korrespondenztabelle für die EUI-IA wird den 

Antragstellern empfohlen, sich vor dem Ausfüllen und Einreichen des Antragsformulars an das ständige 

Sekretariat zu wenden. Während des Auswahlverfahrens prüft das ständige Sekretariat die 

Förderfähigkeit ausschließlich auf der Grundlage der Angaben im Antragsformular. In Fällen, in denen 

Unklarheit hinsichtlich der Förderfähigkeit von Antragstellern besteht, arbeitet das ständige Sekretariat 

zwecks Feststellung der Förderfähigkeit mit allen relevanten Partnern, einschließlich Eurostat, 

zusammen.  

2.1 KATEGORIE 1 

• Gemeinde-/Stadtverwaltungen/Kreise, deren Verwaltungsgrenzen eine einzige lokale 

Verwaltungseinheit umfassen. In diesem Fall wird die lokale Verwaltungseinheit je nach dem 

Grad ihrer Verstädterung (Code 1 und/oder 2 der Korrespondenztabelle – Spalte „Grad der 

Verstädterung“) als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort klassifiziert, wobei sie mindestens 

50 000 Einwohner zählen muss. 

https://www.urban-initiative.eu/sites/default/files/2024-05/EUI-IA_Call_3_Correspondence_table.xlsx
https://www.urban-initiative.eu/sites/default/files/2024-05/EUI-IA_Call_3_Correspondence_table.xlsx
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• Gemeinde-/Stadtverwaltungen, deren Verwaltungsgrenzen mehrere lokale 

Verwaltungseinheiten umfassen. Dies trifft auf Gemeinde-/Stadtverwaltungen in Portugal, 

Irland, Griechenland, auf Malta und in Litauen zu, wo die Eurostat-Definition einer lokalen 

Verwaltungseinheit nicht Gemeinde-/Stadtverwaltungen entspricht, sondern 

infrakommunalen Einheiten (Pfarrbezirke) oder statistischen Einheiten (Wahlkreise). Solche 

Gemeinde-/Stadtverwaltungen sind nur dann förderfähig, wenn sie 50 000 Einwohner zählen 

und die Mehrheit (mind. 51 %) der Einwohner in lokalen Verwaltungseinheiten lebt, die nach 

dem Grad ihrer Verstädterung (Code 1 und/oder 2 der Korrespondenztabelle – Spalte „Grad der 

Verstädterung“) als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort klassifiziert sind. 

2.2 KATEGORIE 2 

Organisierte Agglomerationen, die Vereinigungen oder Zusammenschlüsse von städtischen Behörden 

sind und die folgenden Kriterien erfüllen: 

• Sie müssen nach nationalem Recht als lokale Verwaltungsebene (nicht regionale und 

Provinzebene) anerkannt sein und Gemeinde-/Stadtverwaltungen müssen verpflichtet sein, der 

suprakommunalen Organisation beizutreten (folglich schließt diese Kategorie nicht solche 

Vereinigungen ein, die auf freiwilliger Basis zu einem bestimmten Zweck und/oder für einen 

begrenzten Zeitraum eingerichtet wurden). 

• Ihnen dürfen ausschließlich Gemeinde-/Stadtverwaltungen angehören (folglich schließt diese 

Kategorie nicht solche Vereinigungen ein, denen Einrichtungen wie Universitäten, 

Handelskammern usw. angehören). 

• Sie müssen nach nationalem Recht mit bestimmten Zuständigkeiten ausgestattet sein, die von 

den beteiligten Gemeinden in Bezug Politikbereiche, die für das Projekt im Rahmen der EUI-IA 

relevant sind, delegiert werden. Vereinigungen werden aufgefordert, diesbezüglich genau auf 

den nationalen gesetzlichen Rahmen Bezug zu nehmen. Organisierte Agglomerationen müssen 

ausschließliche Zuständigkeiten hinsichtlich der Gestaltung und Durchführung in 

Politikbereichen haben, die für das Projekt im Rahmen der EUI-IA relevant sind. 

• Sie müssen eine spezifische politische (mit indirekter Vertretung der beteiligten Gemeinden) 

und administrative (eigenes Personal) Struktur aufweisen. 

Beispiele für organisierte Agglomerationen im Rahmen der EUI-IA sind: 

• Frankreich: Métropoles, Communautés Urbaines, Communautés d’Agglomération, 

Etablissements Publics Territoriaux (EPT) und Communautés de Communes. 

• Italien: ausschließlich Città Metropolitane und Unione di Comuni. Bitte beachten Sie, dass 

Consorzi, Gruppi di Azione Locale (GAL), Convenzione dei Comuni oder andere organisierte 
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Agglomerationen, die nach italienischem Recht (Testo Unico degli Enti Locali) nicht als lokale 

Behörden gelten, nicht förderfähig sind. 

• Deutschland: Landkreis. 

• Spanien: Mancomunidades und Àrea Metropolitana de Barcelona. Bitte beachten Sie, dass 

„Diputaciones provinciales“ (Provinzregierungen) als Einrichtungen der Provinzen und daher 

nicht als förderfähige organisierte Agglomerationen betrachtet werden.  

• Portugal: Comunidades Intermunicipais (CIMs). 

Europäische Verbünde für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ), deren Partnerschaften nur städtische 

Behörden (wie oben definiert) angehören und die hinsichtlich der politischen Gestaltung und 

Durchführung über spezifische Zuständigkeiten verfügen, die für die Aufforderung zur Einreichung von 

Vorschlägen im Rahmen der EUI-IA relevant sind, werden als organisierte Agglomerationen angesehen 

und können im Rahmen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA als 

federführende oder assoziierte städtische Behörden Anträge einreichen. EVTZ, deren Partnerschaften 

andere Organisationen (z. B. Mitgliedstaaten, regionale Behörden, Verbände/Vereinigungen, 

Universitäten usw.) angehören, werden nicht als organisierte Agglomerationen angesehen und können 

keinen Antrag als federführende oder assoziierte städtische Behörden stellen; sie können sich aber als 

Partner für die Projektdurchführung an einem von einer förderfähigen städtischen Behörde 

eingereichten Antrag beteiligen. 

Im Rahmen der EUI-IA werden organisierte Agglomerationen als einzelne städtische Behörde 

betrachtet, die alle beteiligten Gemeinde-/Stadtverwaltungen vertritt. Folglich ist diese Behörde in 

einem von einer organisierten Agglomeration eingereichten Projektvorschlag als federführende 

städtische Behörde anzugeben. Bei der Überprüfung der Förderfähigkeit von organisierten 

Agglomerationen prüft das ständige Sekretariat, ob die Einwohnerzahl mindestens 50 000 beträgt und 

ob die Mehrheit (mind. 51 %) der Einwohner in lokalen Verwaltungseinheiten lebt, die von der 

Agglomeration umfasst sind und nach dem Grad ihrer Verstädterung als Städte, kleinere Städte oder 

Vororte zu klassifizieren sind. 

2.3 KATEGORIE 3 

Vereinigungen städtischer Behörden (nationale bzw. regionale Vereinigungen städtischer Behörden, 

Territorialpakte, Entwicklungsbezirke usw.) sowie einzelne städtische Behörden, die keine formell 

festgeschriebene Kooperationsvereinbarung geschlossen haben, aber gemeinsam einen Antrag stellen 

möchten, benennen im Antrag aus ihrer Mitte eine federführende städtische Behörde und führen die 

anderen beteiligten Gemeinde-/Stadtverwaltungen als assoziierte städtische Behörden auf. 

Um förderfähig zu sein, müssen alle beteiligten städtischen Behörden (federführende städtische 

Behörde und assoziierte städtische Behörden) als lokale Verwaltungseinheiten anerkannt sein und nach 

dem Grad ihrer Verstädterung gemäß Eurostat als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort klassifiziert sein 
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(DEGURBA Code 1 oder DEGURBA Code 2). Für städtische Behörden, in deren Verwaltungsgrenzen 

mehrere lokale Verwaltungseinheiten liegen, gelten für die Definition des Grads der Verstädterung 

ebenfalls die Bestimmungen in Abschnitt 2.1. Die Beziehung zwischen der federführenden städtischen 

Behörde und den assoziierten städtischen Behörden muss zum Zeitpunkt der Einreichung des 

Antragsformulars noch nicht formell festgeschrieben sein. Im Falle der Genehmigung und Förderung 

des Vorschlags ist die Beziehung in Form einer Partnerschaftsvereinbarung formell festzuschreiben 

(das ständige Sekretariat wird der federführenden städtischen Behörde dafür eine Vorlage zur 

Verfügung stellen). 

Erfahrungsgemäß laufen Einzelprojekte von rechtlich nicht als organisierte Agglomeration 

anerkannten Vereinigungen oder Zusammenschlüssen, die mehr als drei städtische Behörden 

(federführende städtische Behörde und assoziierte städtische Behörden) zusammensetzen und keinen 

territorialen Zusammenhang aufweisen, eher Gefahr, dass Zusammenhalt verloren geht und sich 

sinnvolle Ergebnisse nur schwer realisieren lassen. Daher sollten antragswillige Vereinigungen 

und/oder Zusammenschlüssen von städtischen Behörden (die rechtlich nicht als organisierte 

Agglomerationen anerkannt sind) einen territorialen Zusammenhang aufweisen und die Zahl der 

assoziierten städtischen Behörden begrenzen. 

2.4 ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN FÜR FÖRDERFÄHIGE 

STÄDTISCHE BEHÖRDEN  

Zusätzlich zu den oben beschriebenen Grundsätzen für die einzelnen Kategorien förderfähiger 

städtischer Behörden gelten die folgenden Voraussetzungen für alle förderfähigen städtischen 

Behörden im Rahmen der EUI-IA: 

• Alle städtischen Behörden müssen in einem EU-Mitgliedstaat ansässig sein.  

• Ausschließlich die oben definierten förderfähigen städtischen Behörden dürfen im Rahmen der 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA ein Antragsformular einreichen. 

Antragsformulare, die von einem Partner für die Projektdurchführung eingereicht werden, sind 

nicht förderfähig. 

• Städtische Behörden (wie oben definiert) können in Projektvorschlägen ausschließlich als 

federführende städtische Behörden und/oder als assoziierte städtische Behörden aufgeführt 

werden. Die Kategorie „Partner für die Projektdurchführung“ ist ausschließlich Einrichtungen 

und/oder Organisationen vorbehalten, die im Rahmen der EUI-IA nicht als städtische Behörden 

gelten.  

• Sofern innovative Lösungen einen städtische und ländliche Regionen übergreifenden Ansatz 

oder einen funktionalen Gebietsansatz erfordern, können lokale Verwaltungseinheiten, die 

nach dem Grad ihrer Verstädterung als ländliche Gebiete (DEGURBA Code 3 bei Eurostat) 

klassifiziert sind, als Partner für die Projektdurchführung einbezogen werden. Bitte beachten 
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Sie, dass ihre Einwohnerzahl bei der Ermittlung der Mindestförderfähigkeitsschwelle von 

50 000 nicht berücksichtigt wird. Die Einbeziehung von als ländliche Gebiete klassifizierten 

lokalen Verwaltungseinheiten ist im Antragsformular eindeutig zu erläutern und zu begründen. 

• Eine städtische Behörde bzw. eine organisierte Agglomeration kann pro Aufforderung zur 

Einreichung von Vorschlägen nur an einem Projektvorschlag beteiligt sein (dies gilt auch dann, 

wenn Projektvorschläge zu unterschiedlichen Themen derselben Aufforderung eingereicht 

werden). Diese Vorschrift gilt auch für assoziierte städtische Behörden (eine Gemeinde kann 

stets nur an einem Projektvorschlag beteiligt sein, und zwar gleich, ob als federführende 

städtische Behörde oder als assoziierte städtische Behörde). 

• Städtische Behörden, die bereits im Rahmen eines früheren Aufrufs zur Einreichung von 

Vorschlägen für innovative Maßnahmen für ein von der EUI genehmigtes Projekt gefördert 

wurden, können sich nicht erneut bewerben. 

• Städtische Behörden müssen die Vorschriften bezüglich des Ausschlusses vom Zugang zu 

Finanzierung einhalten (nähere Informationen finden sich weiter unten in Abschnitt 8.5 

„Ausschlusskriterien für Antragsteller“ und im Leitfaden zur EUI-IA, Kapitel 3.3 „Exclusion 

criteria for grant applicants“ [„Ausschlusskriterien für Antragsteller“]). 

Agenturen und Unternehmen (z. B. in den Bereichen Energie-/Abfallwirtschaft, wirtschaftliche 

Entwicklung, Tourismusförderung usw.), die vollständiges oder teilweises Eigentum der Gemeinde-

/Stadtverwaltung sind, gelten nicht als lokale Verwaltungseinheiten und folglich nicht als förderfähige 

städtische Behörden. Diese Organisationen können jedoch als Partner für die Projektdurchführung in 

die Partnerschaft einbezogen werden (nähere Informationen zu den Rollen und Zuständigkeiten der 

Partner für die Projektdurchführung finden sich im Leitfaden zur EUI-IA, Kapitel 2.1.2 „Typology of the 

European Urban Initiative – Innovative Actions Partners“ [„Typologie der Partnerschaften im Rahmen 

der Europäischen Stadtinitiative – Innovative Maßnahmen“]). 

Bitte beachten Sie, dass im Falle von Vereinigungen oder Zusammenschlüssen von städtischen 

Behörden, die rechtlich als organisierte Agglomerationen anerkannt werden (Kategorie 2 der 

förderfähigen Behörden, siehe weiter oben), die Einrichtung, einschließlich aller anderen beteiligten 

städtischen Behörden, im Rahmen der EUI-IA als eine einzige städtische Behörde betrachtet wird und 

die Agglomeration daher als federführende städtische Behörde anzugeben ist. Im Falle von 

Vereinigungen oder Zusammenschlüssen von städtischen Behörden, die rechtlich nicht als organisierte 

Agglomerationen anerkannt werden (Kategorie 3 der förderfähigen Behörden, siehe weiter oben), 

müssen die beteiligten städtischen Behörden eine Gemeinde als federführende städtische Behörde 

benennen und die anderen Gemeinden als assoziierte städtische Behörden angeben. 
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3. THEMEN DER DRITTE 

AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG 

VON VORSCHLÄGEN FÜR EUI-IA  

Die EUI wurde als eines der Instrumente zur Unterstützung der Umsetzung der EU-Städteagenda 

eingerichtet, die ein Schlüssel in der Umsetzung der Neuen Leipzig-Charta ist. In Fortsetzung des 

Ansatzes der Initiative für innovative Maßnahmen für eine nachhaltige Stadtentwicklung werden die 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen der EUI-IA zu von der Europäischen 

Kommission festgelegten Themen organisiert. Diese Themen bauen auf der Neuen Leipzig-Charta und 

den bereichsübergreifenden Prioritäten der Europäischen Kommission, etwa dem grünen und digitalen 

Wandel, auf. Um die Projekte im Rahmen der EUI-IA mit Blick auf die Kohäsionspolitik besser 

verständlich zu machen und ihren späteren Ausbau und/oder ihre spätere Nachahmung mit EFRE-

Mitteln zu erleichtern, werden in den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA 

auch die spezifischen kohäsionspolitischen Ziele der Aufforderung genannt. Die Antragsteller müssen 

insbesondere die kohäsionspolitische Relevanz der von ihnen vorgeschlagenen Lösungen im Hinblick 

auf die ausgewählten spezifischen Ziele nachweisen. Darüber hinaus wird eine Liste von Indikatoren (die 

zusammen mit anderen Indikatoren, die die Projektpartner selbst festlegen, verwendet und überwacht 

werden sollen) festgelegt, die beim Verstehen der gewünschten Auswirkungen auf Projektebene 

unterstützen soll und die Aggregation der Ergebnisse auf Ebene des Politikbereichs und/oder der EUI-

IA ermöglichen wird. 

Bewerber können für das dritte Einreichungsverfahren Projektvorschläge einreichen, die sich auf eines 

der beiden folgenden Themen konzentrieren:  Energiewende und Technologie in Städten. 

3.1 ENERGIEWENDE 

ALLGEMEINE DEFINITION UND KONTEXT DES THEMAS „ENERGIEWENDE“ 

Energie ist für den Übergang der Europäischen Union zur Klimaneutralität bis 2050 im Einklang mit dem 

europäischen Grünen Deal von zentraler Bedeutung. Der Energiesektor, der für mehr als 75 % der 

Treibhausgasemissionen innerhalb der EU verantwortlich ist, unterläuft einen tiefgreifenden Wandel 

hin zu einer Netto-Null-Wirtschaft. 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat auch die kritische Abhängigkeit Europas von fossilen 

Brennstoffen und den hohen wirtschaftlichen Tribut vor Augen geführt, der im Falle einer Verknappung 

insbesondere von vulnerablen Gruppen und Sektoren, die stark von Energie abhängig sind, zu zahlen 

ist.  

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_en
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Als Teil ihrer Reaktion hat die EU den REPowerEU-Plan verabschiedet, um: (i) die Abhängigkeit der EU 

von fossilen Brennstoffen durch Energieeinsparungen zu verringern; (ii) die Versorgung zu 

diversifizieren; und (iii) fossile Brennstoffe schnell durch erneuerbare und kohlenstoffarme 

Alternativen zu ersetzen. 

Erst vor Kurzem schlug die Kommission vor, Bio- und saubere Technologien (auch zur Energieerzeugung 

und für den Energieverbrauch) zu denjenigen kritischen Technologien zu zählen, auf denen die 

industrielle Souveränität und längerfristige Wettbewerbsfähigkeit der EU im Rahmen der Plattform für 

strategische Technologien für Europa (STEP) aufgebaut werden soll.3   

Die EU stützt sich auf einen umfassenden rechtlichen und politischen Rahmen, der Ziele für die Nutzung 

erneuerbarer Energien, die Energieeffizienz und die Dekarbonisierung des Gebäudebestands festlegt. 

Um diese Ziele zu erreichen, müssen alle Akteure mobilisiert werden. Die Mitgliedstaaten wurden 

aufgefordert, bis Juni 2024 endgültige aktualisierte Nationale Energie- und Klimapläne (NECP)4 zu 

erstellen, um ihre jeweiligen Beiträge zu umreißen. Schätzungen zufolge sind für die Energiewende in 

der EU zusätzliche Investitionen in Höhe von 620 Mrd. EUR pro Jahr im Vergleich zum derzeitigen Stand 

erforderlich5.  

In diesem Zusammenhang spielt Kohäsionspolitik eine Schlüsselrolle und ist ganz auf die Verwirklichung 

einer sozial gerechten Energiewende ausgerichtet. Für den Zeitraum 2021-2027 werden 33 % der 

Mittelzuweisungen für Programme aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und 

56 % der Mittelzuweisungen aus dem Kohäsionsfonds für Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen zur 

Verfügung gestellt, unter anderem zur Förderung von Energieeinsparungen (insbesondere in 

Gebäuden), nachhaltiger städtischer Mobilität und der Anpassung an den Klimawandel in den 

Mitgliedstaaten, Regionen, Städten und Gemeinden.  Mehr als 15 % dieser Mittel werden für 

Energieeinsparungen, die Förderung erneuerbarer Energien, die Verbesserung intelligenter Netze und 

die Aus- und Weiterbildung von Menschen für den grünen und digitalen Wandel verwendet. Zusätzlich 

wird der Fonds für den gerechten Übergang (JTF) - als neues Instrument, das sicherstellen soll, dass 

keine Region abgehängt wird - weitere 25 Mrd. EUR in Qualifizierung und wirtschaftliche 

Diversifizierung, zur Unterstützung der Branchen für erneuerbare Energien und in die Dekarbonisierung 

kohlenstoffintensiver Industrien in Kohleregionen und anderen Gebieten, die am stärksten von den 

negativen Auswirkungen des Klimawandels betroffen sind, investieren. Insgesamt bietet der 

kohäsionspolitische Finanzrahmen von 110 Mrd. EUR eine noch nie dagewesene Chance, einen 

nachhaltigen Weg zu einem klimaneutralen Europa zu sichern6.    

Um die Luftverschmutzung, die Sicherheit und Erschwinglichkeit der Energieversorgung und die 

Verfügbarkeit von kohlenstofffreien öffentlichen Verkehrsmitteln, Gebäuden und Dienstleistungen in 

städtischen Gebieten auf ganzheitliche Weise anzugehen, sind innovative, integrierte und sozial 

integrierende Lösungen erforderlich. Es ist von entscheidender Bedeutung, die Energiewende in 

 
3Verordnung (EU) 2024/795 vom 29.02.2024 zur Einrichtung der Plattform für strategische Technologien (STEP). 

4 Nationale Energie- und Klimapläne (europa.eu) 

5 2023 Foresight Survey (COM(2023)376 vom 6.7.2023). 

6 #EURegioDataStories – Exploring investments 2021-2027 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/repowereu-affordable-secure-and-sustainable-energy-europe_en
https://commission.europa.eu/energy-climate-change-environment/implementation-eu-countries/energy-and-climate-governance-and-reporting/national-energy-and-climate-plans_en
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/2021-2027-Cohesion-policy-tracking-climate-action-/mdt2-qvkd
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integrierte Konzepte einzubetten, die über die traditionellen Bereiche (Energie, Verkehr und 

Abfallwirtschaft) hinausgehen, um umfassendere gesellschaftliche Ziele wie aktive Mobilität, 

erschwingliches Wohnen, Energiearmut, Kreislaufwirtschaft, öffentliche Gesundheit und/oder die 

Förderung von Arbeitsplätzen und Qualifikationen für die grüne Wende anzugehen.  

Die EUI zielt im Rahmen des Themas „Energiewende“ darauf ab, die Erprobung übertragbarer und 

skalierbarer innovativer Lösungen in realen Umgebungen für wirtschaftlich tragfähige, intelligentere 

und stärker integrierte lokale Energienetze, die kohlenstofffrei und nachfrageorientiert sind, zu 

unterstützen und gleichzeitig Bürgerinnen und Bürger sowie Interessengruppen zu befähigen, die 

Wende zu beschleunigen.  

Der Themenbereich „Energiewende“ ist Bestandteil einer Reihe von EU-Richtlinien und -Initiativen bei 

und mit diesen verknüpft, so z. B. dem Green Deal der EU, dem REPowerEU-Plan, der EU-

Anpassungsstrategie an den Klimawandel, der SET-Plan der EU, dem EU Zero Pollution Action Plan, der 

New European Bauhaus (NEB-)Initiative, der EU-Strategie Renovation Wave, der Initiative für 

erschwinglichen Wohnraum, dem neuen europäischen Mobilitätsrahmen, den EU-Missionen für 

klimaneutrale und intelligente Städte und die Anpassung an den Klimawandel, der Europäischen 

Partnerschaft zur Förderung des Wandels in der Stadt im Rahmen von Horizont Europa, dem EU-

Bürgermeisterkonvent für Klima und Energie und der Intelligent Cities Challenge.   

Er baut auch auf den Errungenschaften der EU-Städteagenda für die thematische EU-Partnerschaft 

„Energiewende“ und den Maßnahmen auf, die für eine bessere Regulierung, Finanzierung und 

Wissensvermittlung in diesem Bereich entwickelt wurden7.  

Die Europäische Kommission strebt ein ausgewogenes Portfolio von Projekten an, die den höchsten 

Qualitätsstandards entsprechen und gleichzeitig die geografische, räumliche und demografische 

Vielfalt der europäischen Städte widerspiegeln. Von den Projektvorschlägen wird erwartet, dass sie 

einen stark experimentellen Charakter haben und daher wahrscheinlich nicht durch traditionelle oder 

herkömmliche Finanzierungsquellen finanziert werden können. 

RELEVANZ FÜR UND ROLLE DER STÄDTISCHEN BEHÖRDEN 

Um Klimaneutralität zu erreichen, sind Maßnahmen innerhalb der Städte von größter Bedeutung.  Mehr 

als 75 % der EU-Bevölkerung lebt in städtischen Gebieten, und diese Zahl wird bis zum Jahr 2050 

voraussichtlich auf fast 85 % ansteigen. Entsprechend sind Städte für den größten Teil des EU-

Energiebedarfs, der zumeist außerhalb ihrer Grenzen erzeugt wird, verantwortlich und verursachen die 

meisten Treibhausgasemissionen.  

Städte sind als Zentren der Wirtschaftstätigkeit, des gesellschaftlichen Engagements und der 

Innovation zudem gut aufgestellt, um bei der Einführung der für die Energiewende erforderlichen 

Lösungen eine Führungsrolle zu übernehmen. Gleichzeitig können sie Partnerschaften mit 

wissenschaftlichem Fachwissen vor Ort, Interessengruppen aus dem gesamten Energiespektrum, 

 
7 https://www.urbanagenda.urban-initiative.eu/partnerships/energy-transition  

https://www.urbanagenda.urban-initiative.eu/partnerships/energy-transition
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Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger steuern, um koordinierte Maßnahmen und 

Verhaltensänderungen der Verbraucher anzustoßen.        

Indem sie ihre Steuer- und Regelungsbefugnisse auf lokaler Ebene nutzen, können Städte 

Entwicklungen bei der Flächennutzung und Raumplanung so lenken, dass die Energieeffizienz in allen 

städtischen Sektoren erhöht wird, vom nachhaltigen Verkehr (z. B. autofreie Zonen, Staugebühren) bis 

zur lokalen Erzeugung erneuerbarer Energien (z. B. grüne Anleihen). Sie werden auch direkt durch die 

EU-Gesetzgebung ermächtigt, wie z. B. die kürzlich überarbeitete Richtlinie über die 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden8 und die Energieeffizienzrichtlinie9, die vorsieht, dass 

Gemeinden ab einer Größe von 45.000 Einwohnern lokale Kühl- und Heizungspläne entwickeln.    

Städte können auch als lokale Dienstleister einen echten Unterschied machen, wenn es um den Betrieb, 

die Instandhaltung oder strategische Entscheidungen über Investitionen in gemeindeeigene Anlagen 

geht. Sie haben die beste Position, wenn es darum geht, Treibhausgasemissionen aus dem öffentlichen 

Fuhrpark, der Abfall- und Abwasserbewirtschaftung oder den Heiz- und Kühlsystemen des kommunalen 

Gebäudebestands (einschließlich des Wohnungsbestands) zu reduzieren. Sie können neue Verfahren 

durch umweltfreundliches und innovatives öffentliches Beschaffungswesen, Energieaudits oder 

öffentlich-private Partnerschaften einführen.  

Städtische Behörden sind gut positioniert, um entsprechende lokale Akteure in Industrie und Wirtschaft 

zu mobilisieren Es müssen nachhaltige Energiesysteme in angemessenem Umfang entwickelt werden, 

um eine Vielzahl von Verbrauchern und Gebäuden auf Stadtteil- oder Quartiersebene zu versorgen. 

Dem Energiemanagement in den Quartieren kommt eine wichtige Rolle bei der Schaffung intelligenter 

integrierter Energiesysteme zu, die den Primärenergiebedarf minimieren. Quartiere haben die richtige 

Größe für Innovationen10 und für die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger und die direkte Kontrolle 

über Teile der Energieversorgungskette (lokale Märkte). Vor allem kleine und mittelgroße Städte 

könnten besser als größere Ballungsräume von weniger eingeschränkten (zentralisierten) 

Energieverteilungsnetzen profitieren, um sich bei solchen innovativen und partizipativen Ansätzen 

hervorzutun.   

Andererseits erfordert der Übergang zu stärker dezentralisierten und dynamischen Energiesystemen 

und -technologien, dass Städte und umliegende Gemeinden zunehmend gemeinsam planen, wie sich 

der Energiebedarf entwickeln und wie er im Laufe der Zeit an einem bestimmten Ort gedeckt werden 

soll. Kräfte zu bündeln trägt dazu bei, die kritische Größe zu erreichen, die für bestimmte Arten von 

Investitionen erforderlich ist, um eine effizientere Ressourcennutzung zu gewährleisten und 

Größenvorteile zu erzielen, Versorgungsquellen zu diversifizieren und/oder sich besser in größere 

Energienetze zu integrieren. Arbeiten über Verwaltungsgrenzen hinweg und das Handeln auf der 

Ebene funktionaler städtischer Gebiete ist ebenfalls von großer Bedeutung für die Finanzierung und 

 
8 https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20240308IPR19003/energy-efficiency-of-buildings-meps-
adopt-plans-to-decarbonise-the-sector  

9Richtlinie (EU) 2023/1791 vom 13.09.2023 über Energieeffizienz zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955  

10Siehe integriertes Konzept für Positive Energy Districts (klimapositive Quartiere, PED) als Teil der Überarbeitung 
des EU SET-Plans (KOM 634, final vom 20.10.2023). 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20240308IPR19003/energy-efficiency-of-buildings-meps-adopt-plans-to-decarbonise-the-sector
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20240308IPR19003/energy-efficiency-of-buildings-meps-adopt-plans-to-decarbonise-the-sector
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die Verwirklichung einer umweltfreundlicheren Mobilität in einer Pendlerzone und im Wechselspiel 

zwischen Stadt und Land.     

Darüber hinaus müssen sich städtische Behörden an einen marketingähnlichen Ansatz gewöhnen, um 

solide Energiepläne und -projekte einem breiten Spektrum von Akteuren, darunter Bürgerinnen und 

Bürgern, lokalen Unternehmen, Forschenden, Banken und privaten Investoren, anbieten zu können. 

Innovative Finanzierungsmodelle und Formeln zur Gewinnung privater Finanzmittel sind von zentraler 

Bedeutung, um die Reproduzierbarkeit und das Upscaling-Potenzial von Investitionen zu stärken. 

Initiativen wie EU City Facility11 oder der „Marktplatz für intelligente Städte“12 bieten konkrete 

praktische Unterstützung und geben Ratschläge, wie sich Städte in diesem Bereich organisieren sollten.   

In Anbetracht der obigen Ausführungen sollten Projektvorschläge zum Themenbereich 

„Energiewende“ nicht isoliert von mittel- bis langfristigen Maßnahmen ausgearbeitet werden, die 

darauf abzielen, die sozioökonomischen und ökologischen Herausforderungen der Energiewende 

ganzheitlich anzugehen, und es wird erwartet, dass sie in bestehende strategische und systematische 

Ansätze zur Ökologisierung und/oder Klimaneutralität und Resilienz einer Stadt eingebettet werden. 

Solche Ansätze13 können beispielsweise nachhaltige Stadtentwicklungsstrategien der 

Kohäsionspolitik14, Aktionspläne für nachhaltige Energie und Klimaschutz (SECAPs), die im Rahmen des 

EU-Konvents der Bürgermeister für Klima und Energie15 entwickelt wurden, Pläne für nachhaltige 

urbane Mobilität (SUMPs), Local Green Deals der Intelligent City Challenge16 oder Climate-City-

Contracts umfassen, die von Städten ausgearbeitet wurden, die sich an der EU-Mission für klimaneutrale 

und intelligente Städte17 beteiligen oder ihr beigetreten sind. Ein derartiges Einbetten in relevante 

städtische Strategien und Pläne wird bei der strategischen Bewertung der Projektvorschläge18 

gewichtet. 

AUFFORDERUNGEN AN STÄDTISCHE BEHÖRDEN 

Ohne die erwarteten Antworten vorzuschreiben, die je nach Größe, inneren Merkmalen und 

Herausforderungen der einzelnen Städte sehr unterschiedlich sein können, werden Antragsteller 

gebeten, bei der Ausarbeitung ihrer Projektvorschläge die unten aufgeführten Themen und Fragen zu 

berücksichtigen. Das Erproben von Maßnahmen, die mit mehr als einem dieser Themen und Fragen 

 
11 https://www.eucityfacility.eu/home.html 

12 https://smart-cities-marketplace.ec.europa.eu 

13Die Liste der strategischen/systemischen Ansätze ist beispielhaft. 

14Artikel 11 der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds. 

15 https://eu-mayors.ec.europa.eu/en/home  

16 https://www.intelligentcitieschallenge.eu/local-green-deals 

17 Climate-neutral and smart cities - European Commission (europa.eu) 

18Weitere Einzelheiten zum Auswahlverfahren sind Abschnitt 3.2 des EUI-IA-Leitfadens für Antragsteller zu 
entnehmen. 

https://www.eucityfacility.eu/home.html
https://smart-cities-marketplace.ec.europa.eu/
https://eu-mayors.ec.europa.eu/en/home
https://www.intelligentcitieschallenge.eu/local-green-deals
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-europe/eu-missions-horizon-europe/climate-neutral-and-smart-cities_en
https://www.urban-initiative.eu/sites/default/files/2022-10/EUI-IA_GUIDANCE.pdf
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verbunden sind, in integrierter Form ist ebenfalls möglich und wird bezüglich des Themas dieser 

Aufforderung dringend empfohlen.   

• Minimierung des Energiebedarfs in Städten durch:  

• Nachrüsten öffentlicher Gebäude und des Wohnungssektors sowie andere 

Energiemaßnahmen, die Immobiliengesellschaften, Unternehmen und/oder Einzelpersonen 

dazu ermutigen, derartige Investitionen zu tätigen, mit besonderem Schwerpunkt auf 

benachteiligten Quartieren und/oder schutzbedürftigen Haushalten, um Energiearmut und 

die Kosten der beschleunigten Energiewende zu bekämpfen. 

• Dekarbonisieren des öffentlichen Nahverkehrs als Alternative zum Pkw unter Nutzung des 

kombinierten Potenzials von Elektrifizierung (insbesondere durch erneuerbare Energien), 

Konnektivität, Automatisierung oder Smart Fleets, Straßenverkehr und Energiemanagement. 

Neu entstehende Lösungen im Bereich Mikromobilität und Mobilität als Dienstleistung 

(MaaS), neue Technologien und logistische Knotenpunkte, die darauf abzielen, die 

Verkehrsverlagerung auf umweltfreundlichere und erschwinglichere Mobilitätsarten (Gehen, 

Radfahren) zu beschleunigen und zusätzliche Vorteile in Bezug auf Gesundheit, Staus, Unfälle, 

Lärm und wachsende städtische Mobilitätsarmut könnten ebenso untersucht werden wie 

koordinierte Dekarbonisierungsmaßnahmen und Anreize auf Ebene funktionaler städtischer 

Gebiete, um es Pendlern außerhalb der städtischen Verwaltungsgrenzen zu ermöglichen, zur 

Verlagerung auf umweltfreundlichere Mobilitätsarten beizutragen und davon zu profitieren.   

• Diversifizieren lokaler Energiequellen durch Maximierung des endogenen Potenzials für die 

Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien (Wind, Wasser, Meer, Sonne, Erdwärme, Biomasse) 

oder lokaler sekundärer Energiequellen, auch durch die Rückgewinnung und Nutzung einer breiten 

Palette von Abfällen und/oder sekundären Wärmequellen, die in der Stadt und ihrer Umgebung 

verfügbar sind, wobei Hindernisse der Kreislaufwirtschaft und der Ressourceneffizienz beseitigt 

werden.  

• Einsatz intelligenter und integrierter lokaler Energiesysteme durch das Fördern innovativer 

Konzepte für die Energiespeicherung und -versorgung, um die Abhängigkeit von externen Quellen 

zu verringern und/oder die Interaktion zwischen Gebäuden und Verkehrssystemen durch 

intelligente (Strom- oder Wärme-) Netze zu verstärken, oder durch die weitere Erprobung und 

Ausweitung des Modells der Positive Energy Districts (PED)19.   

• Maximierung des Engagements verschiedener Interessengruppen und der Bürgerinnen und 

Bürger durch das Entwickeln von Anreizen und/oder innovativen Förderprogrammen und/oder 

 
19Die Definition, die im Rahmen des JPI Urban Europe Programms „Positive Energy Districts and Neighbourhoods 
for Sustainable Urban Development“ erarbeitet wurde lautet: „Positive Energy Districts sind energieeffiziente und 
energieflexible städtische Gebiete oder Gruppen miteinander verbundener Gebäude, die Netto-Null-
Treibhausgasemissionen produzieren und aktiv eine jährliche lokale oder regionale Überschussproduktion erneuerbarer 
Energie verwalten. Sie erfordern die Integration verschiedener Systeme und Infrastrukturen und die Interaktion zwischen 
Gebäuden, Nutzern und regionalen Energie-, Mobilitäts- und IKT-Systemen, während gleichzeitig die Energieversorgung 
und ein gutes Leben für alle im Einklang mit sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Nachhaltigkeit sichergestellt 
wird.“ 
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Geschäftsmodellen für die Entwicklung von Energiegemeinschaften20 und andere Formeln dieser 

Art, um unterschiedliche Kundinnen und Kunden in die Lage zu versetzen, zu sog. „Prosumern“ von 

Energie zu werden, d. h. sowohl Verbraucher als auch Erzeuger von Energie auf dem lokalen Markt 

zu sein. Digitale Lösungen (intelligente Apps, gemeinsame Datennutzung) zur Beschleunigung der 

Mitwirkung und von Verhaltensänderungen könnten ebenfalls in Betracht gezogen werden. 

• Förderung von Arbeitsplätzen und Qualifikationen für die Energiewende durch das Ermitteln und 

Beheben bestehender Lücken auf lokalen Arbeitsmärkten in Bezug auf qualifiziertes Personal für 

den sauberen Verkehrs- und Energiesektor und/oder Erkunden des Potenzials für neue nachhaltige 

Produkte, innovative Arbeitsplätze und verbesserte Kenntnisse und Fähigkeiten, die die 

Energiewende ermöglichen kann. Insbesondere könnten soziale Innovationen, die zur 

Beschäftigungsfähigkeit der vulnerabelsten Personen und/oder zum Aufblühen von 

Dienstleistungen in der Nähe führen, sowie Neugründungen (einschließlich Kleinstunternehmen) 

auf Grundlage von Reparatur, Wiederverwendung und/oder Vermarktung von hochwertigem 

Produktrecycling in Betracht gezogen werden.         

KOHÄSIONSPOLITISCHE ZIELE  

• Spezifisches Ziel 2.1 für ein grüneres Europa durch „Förderung der Energieeffizienz und Verringerung 

von Treibhausgasemissionen“,   

• Spezifisches Ziel 2.2 für ein grüneres Europa durch „Förderung erneuerbarer Energien im Einklang 

mit der Richtlinie (EU) 2018/2001, einschließlich der darin festgelegten Nachhaltigkeitskriterien“, 

• Spezifisches Ziel 2.3 für ein grüneres Europa durch „Entwicklung intelligenter Energiesysteme, -netze 

und -speicher außerhalb des transeuropäischen Energienetzes (TEN-E)“, 

• Spezifisches Ziel 2.6 für ein grüneres Europa durch „Förderung des Übergangs hin zu einer 

Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz“, 

• Spezifisches Ziel 2.8 für ein grüneres Europa durch "Förderung einer nachhaltigen multimodalen 

städtischen Mobilität als Teil des Übergangs zu einer kohlenstofffreien Wirtschaft", 

• Spezifisches Ziel 5.1 für ein bürgernaheres Europa durch „Förderung der integrierten und 

integrativen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklung, der Kultur, des Naturerbes, des 

nachhaltigen Tourismus und der Sicherheit in städtischen Gebieten“. 

 

 

 
20Mit dem 2019 verabschiedeten Paket „Saubere Energie für alle Europäer“ hat die EU das Konzept der 
Energiegemeinschaften in ihre Gesetzgebung aufgenommen, insbesondere als Bürgerenergiegemeinschaften und 

Gemeinschaften für erneuerbare Energien. 
https://energy.ec.europa.eu/topics/markets-and-consumers/energy-communities_en 

https://energy.ec.europa.eu/topics/energy-strategy/clean-energy-all-europeans-package_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/renewable-energy/enabling-framework-renewables_en#renewable-energy-communities
https://energy.ec.europa.eu/topics/markets-and-consumers/energy-communities_en
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ERGEBNIS- UND OUTPUT-INDIKATOREN   

Die Projektvorschläge werden unter anderem danach beurteilt, ob sie überzeugende Ergebnisse 

erzielen können und ob ihre Methodik zur Messung dieser Ergebnisse fundiert ist.   

Insbesondere im Zusammenhang mit dem Themenbereich „Energiewende“ werden städtische 

Behörden aufgefordert, eine Reihe von Indikatoren zu definieren, die die miteinander verbundenen 

Zusatznutzen (z. B. Luftqualität, Klimaresistenz, Beschäftigung, Integration), die ihre Projektvorschläge 

erzeugen würden, ganzheitlich erfassen.  

Städtische Behörden können sich in ihren Anträgen auf jeden der unten aufgeführten Indikatoren 

beziehen, wenn sie für ihre Projektideen relevant sind. Diese Liste ist weder erschöpfend noch 

normativ. Sie enthält Indikatoren, die nicht explizit mit dem Themenbereich Energiewende korrelieren, 

die aber helfen können, greifbare Ergebnisse auszudrücken und daher in Betracht gezogen werden 

sollten. Diese Indikatoren sollten durch projektspezifische Indikatoren ergänzt werden. 

Städtischen Behörden steht es frei, eigene projektspezifische Indikatoren unter Berücksichtigung der 

aufgelisteten Indikatoren festzulegen, um die Veränderungen, die ihr Projekt bewirken könnte, 

möglichst deutlich und überzeugend darzustellen. 

Output-Indikatoren 

• Neu geschaffene Produkte und Dienstleistungen (Maßeinheit: neue Produkte/Dienstleistungen). 

• Geförderte Infrastruktur (neu, renoviert, umgebaut oder modernisiert) (Maßeinheit: geförderte 

Infrastrukturen). 

• Neu geschaffene und/oder unterstützte Geräte (Maßeinheit: neue Geräte). 

• Geförderte Personen (ausgebildet, weitergebildet, begleitet oder unterstützt) (Maßeinheit: 

Personen). 

• Unternehmen, die mit Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten (Maßeinheit: Unternehmen, 

die mit Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten). 

• Geförderte Unternehmen (davon: Kleinstunternehmen, kleine, mittlere und große Unternehmen) 

(Maßeinheit: Unternehmen). 

• Bevölkerung, die von Projekten im Rahmen integrierter Maßnahmen zur sozioökonomischen 

Eingliederung von Randgruppen, einkommensschwachen Haushalten und benachteiligten 

Gruppen erfasst wird (Maßeinheit: Personen). 

• Öffentliche Gebäude mit verbesserter Gesamtenergieeffizienz (Maßeinheit: Quadratmeter). 

• Wohnungen mit verbesserter Gesamtenergieeffizienz (Maßeinheit: Wohneinheiten). 
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• Zusätzliche Produktionskapazität für erneuerbare Energien (davon z. B. Strom, Wärme) 

(Maßeinheit: MW). 

• Neu gebaute oder verbesserte Fernwärme- und Fernkältenetzleitungen (Maßeinheit: km). 

• Unterstützte Gemeinden mit erneuerbaren Energiequellen (Maßeinheit: Gemeinden mit 

erneuerbaren Energiequellen). 

• Lösungen für die Stromspeicherung (Maßeinheit: MWh). 

• Installierte Systeme zur Überwachung der Luftverschmutzung (Maßeinheit: Anzahl der Systeme21). 

• Digitale Verwaltungssysteme für intelligente Energiesysteme (Maßeinheit: Systemkomponenten). 

• An der Vorbereitung und Durchführung des Projekts beteiligte Interessengruppen (Maßeinheit: 

Beteiligung der Akteure). 

• Bürgerinnen und Bürger, die an der Vorbereitung und Durchführung des Projekts beteiligt sind 

(Maßeinheit: Personen). 

Ergebnisindikatoren 

• In geförderten Einrichtungen geschaffene Arbeitsplätze (Maßeinheit: jährliche 

Vollzeitäquivalente). 

• Nutzer neuer und verbesserter digitaler Dienste, Produkte und Verfahren (Maßeinheit: 

Nutzer/Jahr). 

• KMU, die Produkt-, Prozess-, Marketing- oder Organisationsinnovationen einführen (Maßeinheit: 

Unternehmen); 

• Anmeldungen von Marken und Geschmacksmustern (Maßeinheit: Anmeldungen von Marken und 

Geschmacksmustern). 

• Verringerung des jährlichen Endenergieverbrauchs (Maßeinheit: Prozentsatz der Verringerung im 

Vergleich zum Vorjahr). 

• Insgesamt erzeugte erneuerbare Energie (davon z. B. Strom, Wärme) (Maßeinheit: MWh/Jahr). 

• Geschätzte Treibhausgasemissionen (Maßeinheit: Tonnen CO2eq/Jahr). 

• Verbesserung der Luftqualität (Maßeinheit: Feinpartikelkonzentration (PM2,5)). 

 
21Die Messstationen müssen die Qualitätsanforderungen der EU-Vorschriften zur Luftreinhaltung 2008/50 und 
2004/107 erfüllen und werden der Europäischen Umweltagentur gemäß dem Beschluss 2011/850 ordnungsgemäß 
gemeldet. 
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• An intelligente Energiesysteme angeschlossene Nutzer (Maßeinheit: Endnutzer/Jahr) 

• Jährliche Nutzer von neuen oder modernisierten öffentlichen Verkehrsmitteln (Maßeinheit: 

Endnutzer/Jahr). 

• Zunahme des Anteils der Bevölkerung, der Möglichkeiten der aktiven Mobilität nutzt (Maßeinheit: 

Prozentsatz der lokalen Bevölkerung). 

• Grad der Beteiligung, der hinsichtlich der Einbindung lokaler Städte und Gemeinden erreicht 

wurde (Information, Konsultation, Mitgestaltung, Mitentscheidung) (Maßeinheit: Prozentsatz der 

beteiligten lokalen Bevölkerung).   

3.2 TECHNOLOGIE IN STÄDTEN 

ALLGEMEINE DEFINITION UND KONTEXT DES THEMAS „TECHNOLOGIE IN STÄDTEN“  

Eine der sechs Prioritäten22 der Europäischen Kommission ist es, sicherzustellen, dass die digitale 

Technologie nachhaltiges Wachstum fördert, die Lebensqualität verbessert und die Führungsrolle 

Europas in der Weltwirtschaft sichert. Neu entstehende Technologien können ein wichtiger 

Verbündeter bei der Entwicklung integrativer, sicherer, widerstandsfähiger und nachhaltiger Städte 

sein. 

Innovation und insbesondere die neue Welle von Deep Tech-Innovationen sind die Antwort der EU auf 

die globalen Verpflichtungen zur Senkung der Treibhausgasemissionen, zur weitreichenden 

Digitalisierung unserer Wirtschaft und zur Gewährleistung der Lebensmittel-, Energie- und 

Rohstoffsicherheit in Europa. Die Neue Europäische Innovationsagenda23 sieht Maßnahmen zur 

Mobilisierung von Städten und Regionen durch „regionale Innovationstäler“ vor, um den Einsatz von 

Deep-Tech-Innovationen zu beschleunigen.  

Die EU verfolgt eine auf den Menschen ausgerichtete und nachhaltige Vision für eine digitale 

Gesellschaft, um die Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen zu stärken. Im Rahmen des Programms 

Digitales Europa 203024 werden länderübergreifende Projekte unterstützt, um digitale Kapazitäten und 

Fähigkeiten innerhalb Europas zu stärken, konzentriert auf vier thematische Ziele: digitale 

Kompetenzen, digitale Infrastruktur, digitale Transformation von Unternehmen und Digitalisierung 

öffentlicher Dienste.  

 
22 Priorities 2019-2024 - European Commission (europa.eu) 

23 The New European Innovation Agenda - European Commission (europa.eu) 

24 The Digital Europe Programme | Shaping Europe’s digital future (europa.eu) 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024_en
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/strategy/support-policy-making/shaping-eu-research-and-innovation-policy/new-european-innovation-agenda_en
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/activities/digital-programme
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Um ein widerstandsfähiges Europa für die digitale Dekade25 zu schaffen, sollten öffentliche 

Verwaltungen, Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen in der Lage sein, die Vorteile künstlicher 

Intelligenz (KI) zu nutzen und sich dabei sicher und geschützt zu fühlen. Die europäische KI-Strategie 

zielt darauf ab, die EU zu einem erstklassigen Zentrum für KI zu machen und sicherzustellen, dass KI auf 

den Menschen ausgerichtet und vertrauenswürdig ist. Dieses Ziel wird durch konkrete Regeln und 

Maßnahmen im europäischen Ansatz für Exzellenz und Vertrauen umgesetzt. 

Zusammen mit KI ermöglicht uns das Internet der Dinge (IoT) die Verschmelzung der physischen und 

der virtuellen Welt. Es bietet innovative Lösungen und erlaubt uns, intelligente Umgebungen zu 

schaffen. IoT-Technologien stehen an der Spitze des digitalen Wandels in der Weltwirtschaft. Von IoT-

Sensoren erfasste Daten können überwacht und an ein zentrales System weitergeleitet werden, um 

eine Aktion auszulösen, Erkenntnisse zu gewinnen oder auf ein anderes verbundenes Objekt zu 

reagieren, das Hunderte von Kilometern entfernt ist. 

Daten sind eine weitere wesentliche Ressource der digitalen Welt mit großem Potenzial für 

Wirtschaftswachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Innovation, dem Schaffen von Arbeitsplätzen und den 

gesellschaftlichen Fortschritt im Allgemeinen.  Die Entwicklung datengesteuerter Anwendungen 

schafft Vorteile für die öffentliche Verwaltung, die Bürgerinnen und Bürger und für 

Unternehmen:  bessere Politikgestaltung und öffentliche Dienstleistungen, bessere 

Gesundheitsversorgung, neue Produkte und Dienstleistungen bei gleichzeitiger Senkung der Kosten 

für öffentliche Dienstleistungen und Verbesserung ihrer Nachhaltigkeit und Effizienz.  

In diesem Zusammenhang tragen die Kohäsionsfonds zur Entwicklung einer integrativen digitalen 

Gesellschaft bei, in der Bürgerinnen und Bürger, Forschungseinrichtungen, Unternehmen und 

öffentliche Verwaltungen die Möglichkeiten, die die Digitalisierung bietet, voll ausschöpfen. Effiziente 

elektronische Behördendienste auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene erfordern die Entwicklung 

von Instrumenten und das Überdenken der Organisation und der Prozesse, um öffentliche 

Dienstleistungen wirksamer, einfacher, schneller und kostengünstiger zu erbringen. Insbesondere 

können digitale und Telekommunikationstechnologien genutzt werden, um traditionelle Netzwerke 

und Dienste zum Nutzen lokaler Städte und Gemeinden durch die Entwicklung von Projekten wie 

beispielsweise intelligente Städte und Dörfer zu verbessern. 

Besonderes Augenmerk legt die Kohäsionspolitik auf die Bewältigung von Umwelt- und 

Klimaherausforderungen, insbesondere auf den Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft bis zum 

Jahr 2050, auf die Nutzung des Potenzials digitaler Technologien zu Innovationszwecken und auf die 

Unterstützung der Entwicklung funktionaler städtischer Gebiete26. 

Die Kohäsionspolitik trägt seit über einem Jahrzehnt zu den Bemühungen Europas bei, digitale 

Technologien einzusetzen, um Wachstums- und Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Für den Zeitraum 

2021-2027 hat die Kohäsionspolitik Investitionen in Höhe von mehr als 40 Mrd. EUR in die Digitalisierung 

 
25 The Digital Europe Programme | Shaping Europe’s digital future (europa.eu) 

26Artikel 11 der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über 
den EFRE und den Kohäsionsfonds. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM:2018:237:FIN
https://commission.europa.eu/publications/white-paper-artificial-intelligence-european-approach-excellence-and-trust_en
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/europes-digital-decade
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geplant, die über die Programme 2021-2027 aus dem EFRE, dem ESF Plus, dem Kohäsionsfonds, 

Interreg und dem Fonds für den gerechten Übergang (JTF) finanziert werden. 

Im Rahmen des Schwerpunkts „Technologie in Städten“ zielt die EUI darauf ab, das Testen innovativer, 

auf neuen Technologien basierender Lösungen in der Praxis zu unterstützen, um so die 

Dienstleistungen für die Bürgerinnen und Bürger zu verbessern und/oder die Kapazitäten der lokalen 

Behörden zur Erbringung dieser Dienstleistungen zu verbessern, und zwar durch Erprobungen, die mit 

Hilfe von Investitionen im Rahmen der Kohäsionspolitik in größerem Maßstab wiederholt werden 

könnten. 

Der Themenbereich „Technologie in den Städten“ trägt zu einer Reihe von EU-Politiken und -Initiativen 

bei und ist mit diesen verknüpft, wie z. B. dem EU Green Deal, EU-Fit für das digitale Zeitalter, der EU-

Mission für klimaneutrale und intelligente Städte, der EU-Strategie für die Sicherheitsunion, der EU-

Strategie für Cybersicherheit, der New European Bauhaus-Initiative, der Nutzung von Talenten in 

Europas Regionen und der europäischen Innovationspartnerschaft für aktives und gesundes Altern. 

Er baut auch auf den Errungenschaften der EU-Städteagenda für die thematische EU-Partnerschaft 

„Energiewende” und den Maßnahmen auf, die für eine bessere Regulierung, Finanzierung und 

Wissensvermittlung in diesem Bereich entwickelt wurden27. 

Die Europäische Kommission strebt ein ausgewogenes Portfolio von Projekten an, die den höchsten 

Qualitätsstandards entsprechen und gleichzeitig die geografische, räumliche und demografische 

Vielfalt der europäischen Städte widerspiegeln. Von den Projektvorschlägen wird erwartet, dass sie 

einen stark experimentellen Charakter haben und daher wahrscheinlich nicht durch traditionelle oder 

herkömmliche Finanzierungsquellen finanziert werden können. 

RELEVANZ FÜR UND ROLLE DER STÄDTISCHEN BEHÖRDEN  

Städte sind Orte des Pluralismus, der Kreativität und der Solidarität. Kulturelle und politische 

Traditionen waren Grundlage für die Entwicklung von Städten, die demokratische Rechte und Werte 

widerspiegeln. Städte sind auch Versuchsräume für neue Formen der Problemlösung und soziale 

Innovation. 

Städte stehen vor zahlreichen und immer komplex werdenden Herausforderungen, haben aber auch 

neue technologische Instrumente zur Hand, um sie besser zu bewältigen. Technologie, Daten und 

Informationen spielen eine zunehmend wichtigere Rolle im Leben der Bürgerinnen und Bürger und 

verändern die Machtgefüge innerhalb unserer Gesellschaft. Städte stehen bei diesem technologischen 

Wandel ganz vorne. Durch ihr spezifisches Ökosystem mit einer hohen Bevölkerungs- und 

Infrastrukturdichte sind Städte die idealen Orte, um neue Technologien einzuführen und Daten zu 

erzeugen, sammeln und weiterzugeben, um den Nutzen der neuen Technologien durch verschiedene 

Interessengruppen zu optimieren.  

 
27 https://www.urbanagenda.urban-initiative.eu/partnerships/digital-transition  

https://www.urbanagenda.urban-initiative.eu/partnerships/digital-transition
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Das Potenzial neuer Technologien ist grenzenlos, wenn es darum geht, Städten zu helfen, öffentliche 

Dienstleistungen zu verbessern, besser mit lokalen Unternehmen und Bürgerinnen und Bürgern zu 

interagieren und ihnen zu helfen, sich einzubringen (aktive und partizipative Demokratie), Produktivität 

zu steigern und Herausforderungen der Nachhaltigkeit anzugehen.  

Durch das Schaffen innovativer und integrativer städtischer Gemeinschaften zur Erprobung und 

Nutzung neuer Technologien für eine bessere städtische Verwaltung könnten neue Dynamiken im 

städtischen Ökosystem entstehen, Instrumente und Prozesse, die den spezifischen Bedürfnissen der 

Stadt entsprechen, identifiziert und/oder im Rahmen lokaler und regionaler Innovationscluster oder 

digitaler Zentren gemeinsam geschaffen werden.  

Die jüngste Entwicklung kostengünstigerer Sensoren in Verbindung mit der Verbreitung von mobilem 

und schnellem Internet und der Miniaturisierung der Computertechnologie hat den Weg für eine neue 

technologische Revolution bereitet. Das Internet der Dinge (IoT), künstliche Intelligenz (KI), das 

hochauflösende globale Positionsbestimmungssystem (GPS), Big Data, Blockchain-Technologie, 

virtuelle und erweiterte Realität (AR/VR), Digital Twins mit eingebetteten KI-Basiskomponenten und 

AR/VR sowie neue Baumaterialien und -techniken werden die zentralen Funktionselemente der Städte 

und die Art und Weise, wie unsere Bürgerinnen und Bürger in städtischen Gebieten leben und 

interagieren, voraussichtlich verändern.  

In diesem Zusammenhang sollten sich lokale Behörden darauf konzentrieren, neue ortsbezogene, 

bürgernahe Lösungen zu finden, die die Bedürfnisse der Gemeinschaft berücksichtigen, auf 

wirtschaftliche, soziale und ökologische Herausforderungen vor Ort reagieren und zugleich 

Datenschutz und die Datensicherheit gewährleisten. Diese im städtischen Kontext eingesetzten 

Technologien müssen nahtlos zusammenarbeiten und alle Bürgerinnen und Bürger einbeziehen, damit 

sie von ihnen profitieren können. 

Fragen zu öffentlicher Kontrolle und dem Eigentum an mit Hilfe neuer Technologien gesammelten 

lokalen Daten sollten sorgfältig und transparent geprüft werden, insbesondere in Fällen, in denen 

Dienste an Dritte ausgelagert werden, die diese Informationen möglicherweise missbraucht werden 

könnten. Anwendungen, die zum Nutzen der Gemeinschaft geschaffen werden, sollten kostenlos, 

quelloffen und benutzerfreundlich sein. Technologien an sich sind neutral – aber die Art und Weise, wie 

sie gehandhabt werden, wird die tatsächlichen Auswirkungen auf das städtische Leben bestimmen. 

Projektvorschläge zum Themenbereich „Technologie in Städten“ sollten daher nicht losgelöst von 

mittel- bis langfristigen Zielen der antragstellenden Städte ausgearbeitet werden, wie sie z. B. in den 

Strategien zur nachhaltigen Stadtentwicklung der Kohäsionspolitik28 oder in anderen strategischen 

Dokumenten auf Stadtebene zum Ausdruck kommen. Ein derartiges Einbetten in relevante städtische 

Strategien und Pläne wird bei der strategischen Bewertung der Projektvorschläge29 gewichtet.   

 
28Artikel 11 der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds. 

29Weitere Einzelheiten zum Auswahlverfahren sind Abschnitt 3.2 des EUI-IA-Leitfadens für Antragsteller zu 
entnehmen. 

https://www.urban-initiative.eu/sites/default/files/2022-10/EUI-IA_GUIDANCE.pdf
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AUFFORDERUNGEN AN STÄDTISCHE BEHÖRDEN 

Ohne die erwarteten Antworten vorzuschreiben, die je nach Größe, inneren Merkmalen und 

Herausforderungen der einzelnen Städte sehr unterschiedlich sein können, werden Antragsteller 

gebeten, bei der Ausarbeitung ihrer Projektvorschläge die unten aufgeführten Themen und Fragen zu 

berücksichtigen. Das Erproben von Maßnahmen, die mit mehr als einem dieser Themen und Fragen 

verbunden sind, in integrierter Form ist ebenfalls möglich und wird bezüglich des Themas dieser 

Aufforderung dringend empfohlen.   

• Gewährleisten besserer und angepasster öffentlicher Dienstleistungen durch erleichterten 

Zugang zu qualitativ hochwertigen Dienstleistungen, Verringern des Verwaltungsaufwands für die 

Bürgerinnen und Bürger, Schaffen neuer anpassungsfähiger Dienstleistungen, verbesserte 

Verwaltung der öffentlichen Infrastruktur, Erhöhen von Transparenz und Effizienz, Gewährleisten 

eines Informationsaustauschs mit Nutzern in Echtzeit, Verringern von Kosten, Transaktionszeit und 

Fehlern. Der Schwerpunkt muss auf Kostensenkung, Automatisierung, Beschleunigung und 

Vereinfachung der Verwaltungsverfahren liegen. Um die digitale Kluft zu bekämpfen, muss das 

Unterstützen vulnerabler Personen beim digitalen Wandel Bestandteil aller vorgeschlagenen 

Änderungen sein. 

• Konsolidieren der Multi-Level- und Multi-Stakeholder-Governance, Gewährleisten einer wirksamen 

partizipativen Demokratie und Fördern der Innovation und Wettbewerbsfähigkeit durch Erhöhung 

der Anzahl lokaler Interessengruppen sowie Bürgerinnen und Bürger, die aktiv und strukturell in 

den strategischen Planungs- und Entscheidungsfindungsprozess eingebunden sind, aber auch 

durch verbesserte Co-Design- und Co-Creation-Ansätze, um beispielsweise die Gleichstellung der 

Geschlechter in die Stadtplanung einzubeziehen; durch die Entwicklung der organisatorischen, 

regulatorischen und Governance-Strukturen, die das Umfeld und die Bedingungen für die 

Förderung einer Innovationskultur schaffen und Partnerschaften zwischen Städten, Universitäten 

und lokalen Unternehmen ermöglichen, um so die Dynamik von Innovation und intelligenter 

Spezialisierung zu schaffen bzw. zu verbessern. Digitale AR/VR-Partnerschaften für intelligente 

Städte und Gemeinden könnten auch genutzt werden, um fundierte Entscheidungsprozesse durch 

fortschrittliche Modellierungstechniken und natürliche, immersive Schnittstellen zu ermöglichen, 

die den Akteuren und Bürgerinnen und Bürgern der Stadt mehr Handlungsspielraum geben 

(CitiVERSE). 

• Bewältigen des digitalen Wandels, der Erhebung und des Austauschs lokaler Daten bei 

gleichzeitiger Gewährleistung höchster Datenschutzstandards, indem untersucht wird, wie Städte 

Daten auf substädtischer Ebene mit höherer Granularität erheben, nutzen, speichern und 

austauschen können, um die Erbringung von Dienstleistungen für ihre Bürgerinnen und Bürger zu 

erleichtern und zu verbessern, den Entscheidungsfindungsprozess auf Grundlage des 

Datenmanagements zu unterstützen, zur lokalen wirtschaftlichen Entwicklung und Innovation 

beizutragen, vulnerable Menschen zu qualifizieren und umzuschulen, Arbeitsplätze und die 

Gründung neuer Unternehmen zu fördern und Talente anzuziehen und zu halten. 
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• Perfektionieren von Raumplanung, Flächennutzung und industrieller Zonierung durch den Einsatz 

von Technologien in der strategischen und räumlichen Planung, um eine harmonische und 

optimale städtische und stadtnahe Entwicklung zu gewährleisten. Städte müssen innovative Wege 

für den Einsatz neuer Technologien finden, um das Gleichgewicht zwischen den Bedürfnissen der 

verschiedenen Flächennutzungen wie Wohnen, räumliche Aktivierung von Industriegebieten, 

Sanierung und Neuordnung von Industriebrachen, öffentlichem Raum und sozialen 

Dienstleistungen zu optimieren. 

• Gewährleisten besserer Dienstleistungen, digitaler und physischer Zugänglichkeit und der 

Eingliederung von Menschen mit Behinderungen und der älteren Bevölkerung durch eine 

verstärkte aktive Beteiligung am Governance-System der Stadt, durch die Erhebung und Analyse 

spezifischer Daten über die spezifischen Bedürfnisse und Erfahrungen vor Ort, um die lokale Politik 

zu gestalten bzw. anzupassen, Ressourcen zuzuweisen, Dienstleistungen zu verbessern und 

angepasste intelligente Straßen- und/oder Infrastrukturausstattungen/Möblierung zu schaffen, 

um einen gleichberechtigten Zugang zu städtischen Räumen, öffentlichen Verkehrsmitteln 

und/oder Gebäuden zu ermöglichen; durch die Entwicklung kostenloser und quelloffener, 

benutzerfreundlicher mobiler Anwendungen, die verschiedenen Behinderungen gerecht werden 

(z. B. Bildschirmleser, Sprachbefehle, große Schriftarten). Die vorgeschlagenen Projekte sollten die 

Integration von Menschen mit Behinderungen und eine Politik des aktiven Alterns unterstützen, 

mit besonderem Augenmerk auf Maßnahmen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt, 

lebenslangem Lernen und der Bindung von Talenten. 

• Sichere und widerstandsfähige Städte durch die Neugestaltung städtischer Räume, damit 

Bürgerinnen und Bürger auf Grundlage von Anfälligkeitsbewertungen und -szenarien dem 

Klimawandel und anderen Bedrohungen weniger stark ausgesetzt sind, durch Vorschläge für neue 

innovative Dienstleistungen, Infrastrukturen und Einrichtungen, die auch zur Widerstandsfähigkeit 

kritischer Infrastrukturen und öffentlicher Räume beitragen, durch die Ausarbeitung und 

Anwendung von Präventions- und Krisenmanagementplänen und -techniken, begleitet von 

Fachschulungen für lokale Praktiker und Sensibilisierungsmaßnahmen für die Bürgerinnen und 

Bürger; durch die Stärkung der Kapazitäten lokaler Verwaltungen in Zusammenarbeit mit Bürgern 

und Interessengruppen zur Bekämpfung der organisierten (Internet-)Kriminalität. 

Zu den verschiedenen Bereichen, die untersucht werden sollen, um die Städte innerhalb der EU 

sicherer und widerstandsfähiger zu machen, könnten Antragsteller Folgendes in Betracht ziehen: 

• Stärken von Prävention und Eindämmung von Naturkatastrophen und menschgemachter 

Katastrophen (Industrierisiken, extreme Wetterbedingungen, Waldbrände, Erdbeben, Risiken 

für die öffentliche Gesundheit, Sicherheitsbedrohungen) in städtischen Gebieten durch die 

Integration von Technologien in Vorhersage- und Präventionsstrategien, -pläne und -projekte, 

die als neue Möglichkeiten zur Entwicklung verschiedener Szenarien genutzt werden, um 

Umwelt- und Klimaherausforderungen und wirtschaftliche Risiken sowie damit verbundene 

soziale Veränderungen und Gesundheitsbelange vorherzusehen. 
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• Gewährleisten der Ernährungssicherheit in städtischen und funktionalen Gebieten, denn 

angesichts der zunehmenden Auswirkungen des Klimawandels und der Biodiversitätskrise 

kommt Städten eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung von sog. „Lebensmittelumgebungen“ 

zu. Neue Technologien könnten in städtischen Gebieten so eingesetzt werden, dass 

innovative, integrative und integrierte Wege zur Verbindung mit lokalen Landwirten 

geschaffen werden, mit dem Ziel, funktionale Räume für nachhaltige und widerstandsfähige 

Lebensmittelsysteme zu schaffen.  

• Cybersicherheit: durch strategische Vorausschau und proaktives Cybersicherheits-

Risikomanagement in ihren Plänen und Entwürfen für die Integration neuer Technologien in 

ihre Infrastruktursysteme; durch proaktives Risikomanagement in der IKT-Lieferkette für alle 

neuen Technologien, die in der Infrastruktur und/oder den Dienstleistungen von Städten 

eingesetzt werden. Das Gewährleisten der Cybersicherheit in Städten unter aktiver 

Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger erfordert einen vielschichtigen Ansatz, bei dem 

Aufklärung und Sensibilisierung mit Schwerpunkt auf den vulnerabelsten 

Bevölkerungsgruppen gebührend berücksichtigt werden. 

KOHÄSIONSPOLITISCHE ZIELE 

• Spezifisches Ziel 1.1 für ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch „Entwicklung 

und Stärkung der Forschungs- und Innovationskapazitäten und der Übernahme fortgeschrittener 

Technologien“. 

• Spezifisches Ziel 1.2 für ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch „Nutzung der 

Vorteile der Digitalisierung für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, Forschungseinrichtungen und 

Behörden“. 

• Spezifisches Ziel 1.4 für ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch „Entwicklung 

von Kompetenzen für intelligente Spezialisierung, industriellen Wandel und unternehmerische 

Initiative“. 

• Spezifisches Ziel 1.5 für ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch „Verbesserung 

der digitalen Konnektivität“. 

• Spezifisches Ziel 2.4 für ein grüneres Europa durch „Förderung der Anpassung an den Klimawandel 

und der Katastrophenvorsorge sowie der Widerstandsfähigkeit unter Berücksichtigung 

ökosystembasierter Ansätze“. 

• Spezifisches Ziel 4.1 für ein sozialeres und integrativeres Europa durch „Verbesserung der Effizienz 

und der Integrationsfähigkeit der Arbeitsmärkte und des Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplätzen 

durch Entwicklung der sozialen Infrastruktur und Förderung der Sozialwirtschaft“.   

• Spezifisches Ziel 4.2 für ein sozialeres und integrativeres Europa durch „Verbesserung des 

gleichberechtigten Zugangs zu integrativen und qualitativ hochwertigen Dienstleistungen in den 

Bereichen allgemeine und berufliche Bildung und lebenslanges Lernen durch die Entwicklung einer 
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zugänglichen Infrastruktur, auch durch die Förderung der Widerstandsfähigkeit gegenüber 

Fernunterricht und Online-Ausbildung“. 

• Spezifisches Ziel 4.3 für ein sozialeres und integrativeres Europa durch „Förderung der 

sozioökonomischen Eingliederung von Randgruppen, einkommensschwachen Haushalten und 

benachteiligten Gruppen, einschließlich Menschen mit besonderen Bedürfnissen, durch integrierte 

Maßnahmen, einschließlich Wohnungs- und Sozialdienstleistungen“. 

• Spezifisches Ziel 5.1 für ein bürgernaheres Europa durch „Förderung der integrierten und 

integrativen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklung, der Kultur, des Naturerbes, des 

nachhaltigen Tourismus und der Sicherheit in städtischen Gebieten“.  

ERGEBNIS- UND OUTPUT-INDIKATOREN  

Die Projektvorschläge werden unter anderem danach beurteilt, ob sie überzeugende Ergebnisse 

erzielen können und ob ihre Methodik zur Messung dieser Ergebnisse fundiert ist.  

Insbesondere im Zusammenhang mit dem Themenbereich „Technologie in Städten“ werden städtische 

Behörden aufgefordert, eine Reihe von Indikatoren festzulegen, die auf integrierte Weise die 

miteinander verbundenen Zusatznutzen (z. B. geförderte Unternehmen, bürgerschaftliches 

Engagement, Arbeitsplätze und Arbeitskräfte, geschulte lokale Akteure bzw. Bürgerinnen und Bürger 

usw.) erfassen, die ihre Projektvorschläge erzeugen würden.  

Städtische Behörden können sich in ihren Anträgen auf jeden der unten aufgeführten Indikatoren 

beziehen, wenn sie für ihre Projektideen relevant sind. Diese Liste ist weder erschöpfend noch 

normativ. Sie enthält Indikatoren, die nicht explizit mit dem Themenbereich korrelieren, die aber helfen 

können, greifbare Ergebnisse auszudrücken und daher in Betracht gezogen werden sollten. Diese 

Indikatoren sollten durch projektspezifische Indikatoren ergänzt werden. 

Städtischen Behörden steht es frei, eigene projektspezifische Indikatoren unter Berücksichtigung der 

aufgelisteten Indikatoren festzulegen, um die Veränderungen, die ihr Projekt bewirken könnte, 

möglichst deutlich und überzeugend darzustellen.   

Output-Indikatoren 

• Bürgerinnen und Bürger, die an der Vorbereitung und Durchführung des Projekts beteiligt 

sind;(Maßeinheit: Personen). 

• Unternehmen, die mit Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten (Maßeinheit: Unternehmen, 

die mit Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten). 

• Geförderte Unternehmen (davon: Kleinstunternehmen, kleine, mittlere und große Unternehmen) 

(Maßeinheit: Unternehmen). 

• Geförderte neue Unternehmen (Maßeinheit: neue Unternehmen). 
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• Neu geschaffene und/oder unterstützte Geräte (Maßeinheit: neue Geräte). 

• Neu geschaffene Produkte und Dienstleistungen (Maßeinheit: neue Produkte/Dienstleistungen). 

• Geförderte Personen (ausgebildet, weitergebildet, begleitet oder unterstützt) (Maßeinheit: 

Personen). 

• Bevölkerung, die von Projekten im Rahmen integrierter Maßnahmen zur sozioökonomischen 

Eingliederung von Randgruppen, einkommensschwachen Haushalten und benachteiligten 

Gruppen erfasst wird (Maßeinheit: Personen). 

• An der Vorbereitung und Durchführung des Projekts beteiligte Interessengruppen (Maßeinheit: 

Beteiligung der Akteure). 

• Wert der für Unternehmen entwickelten digitalen Dienstleistungen, Produkte und Verfahren 

(Maßeinheit: Euro). 

• Investitionen in neue oder verbesserte Systeme zur Überwachung, Vorbereitung, Warnung und 

Reaktion auf Naturkatastrophen (Maßeinheit: Euro). 

• Investitionen in neue oder verbesserte Katastrophenüberwachungs-, -vorsorge-, -warn- und -

reaktionssysteme zum Schutz vor nicht klimabedingten natürlichen Risiken und Risiken im 

Zusammenhang mit menschlichen Tätigkeiten (Maßeinheit: Euro). 

Ergebnisindikatoren  

• Geförderte Ausbildungsplätze in KMU (Maßeinheit: Personen). 

• In geförderten Einrichtungen geschaffene Arbeitsplätze (Maßeinheit: jährliche 

Vollzeitäquivalente). 

• Grad der Beteiligung, der hinsichtlich der Einbindung lokaler Städte und Gemeinden erreicht 

wurde– Information, Konsultation, Mitgestaltung, Mitentscheidung (Maßeinheit: Prozentsatz der 

beteiligten lokalen Bevölkerung). 

• KMU, die Produkt-, Prozess-, Marketing- oder Organisationsinnovationen einführen (Maßeinheit: 

Unternehmen). 

• Anmeldungen von Marken und Geschmacksmustern (Maßeinheit: Anmeldungen von Marken und 

Geschmacksmustern). 

• Mitarbeiter von KMU, die eine Ausbildung für intelligente Spezialisierung, industriellen Wandel 

und Unternehmertum absolvieren (nach Art der Qualifikation: technisch, Management, 

Unternehmertum, Umwelt, andere) (Maßeinheit: Teilnehmer). 
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• Nutzer neuer und verbesserter digitaler Dienste, Produkte und Verfahren (Maßeinheit: 

Nutzer/Jahr). 

• Bevölkerung, die von Hochwasserschutzmaßnahmen profitiert (Maßeinheit: Prozentsatz der 

geschützten lokalen Bevölkerung). 

• Bevölkerung, die von Maßnahmen zum Schutz vor Waldbränden profitiert (Maßeinheit: 

Prozentsatz der geschützten lokalen Bevölkerung). 

• Bevölkerung, die von Schutzmaßnahmen gegen klimabedingte Naturkatastrophen (außer 

Überschwemmungen und Waldbränden) profitiert (Maßeinheit: Prozentsatz der geschützten 

lokalen Bevölkerung). 

• Bevölkerung, die von Schutzmaßnahmen gegen nicht klimabedingte natürliche Risiken und Risiken 

im Zusammenhang mit menschlichen Aktivitäten profitiert (Maßeinheit: Prozentsatz der 

geschützten lokalen Bevölkerung). 

• Jährliche Nutzer von neuen oder modernisierten Einrichtungen der Arbeitsverwaltung 

(Maßeinheit: Nutzer/Jahr). 

• Jährliche Nutzer neuer oder modernisierter E-Health-Dienste (Maßeinheit: Nutzer/Jahr). 

• Nutzer neuer oder modernisierter Gesundheitseinrichtungen und/oder sozialer Einrichtungen pro 

Jahr (Maßeinheit: Nutzer/Jahr). 

4. PROJEKTPHASEN  

Projekte im Rahmen von EUI-IA umfassen fünf (4) Phasen (nähere Informationen im Leitfaden zur EUI-

IA): 

i. Die Projektvorbereitung (abgedeckt mit einem Pauschalbetrag) umfasst alle Aktivitäten im 

Zusammenhang mit der Ausarbeitung des Projektantrags und endet mit der 

Fördergenehmigung für das Projekts durch die Behörden der EUI. 

ii. Die Initiierungsphase (abgedeckt mit einem Pauschalbetrag) dauert sechs (6) Monate und 

beginnt nach der offiziellen Genehmigung des Projekts. Sie ist von der Durchführungsphase 

abgetrennt, findet vor dem offiziellen Beginn der Projektdurchführung statt und dient 

ausschließlich der Überprüfung der Projektreife (einschließlich Ex-ante-Prüfung) sowie dazu, 

dass mittels Aktivitäten des Projektmanagements die Voraussetzungen für einen 

reibungslosen Beginn und die Durchführung der Projektaktivitäten geschaffen werden. 
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iii. Die Phase der Projektdurchführung dauert dreieinhalb (3,5) Jahre; sie beginnt nach dem 

erfolgreichen Abschluss der Initiierungsphase und endet mit dem genehmigten 

Abschlussdatum der Projektdurchführung. 

Bitte beachten Sie, dass es gewisse Unterschiede bei der Dauer der während der 

Durchführungsphase umgesetzten Arbeitspakete des Projekts gibt: 

• „Bereichsübergreifende“ Arbeitspakete: Projektmanagement, Monitoring und 

Evaluierung, Kommunikation und Nutzung dauern über die gesamte Durchführungsphase 

an (d. h. 3,5 Jahre). In den letzten sechs (6) Monaten der Durchführungsphase (nach 

Abschluss der Pilotphase der innovativen Lösung, d. h. nach Umsetzung der thematischen 

Arbeitspakete) ist im Rahmen der „bereichsübergreifenden“ Arbeitspakete insbesondere 

das Folgende vorgesehen: Zusammenfassung und Evaluierung der Projektaktivitäten, 

Vorbereitung der Projektschlussfolgerungen, weitere Kommunikation, Verbreitung und 

Nutzung der Ergebnisse und Erfahrungen aus dem Projekt, Vorbereitung des langfristigen 

Nutzens des Projekts durch Überlegungen zu den Aussichten für die Fortsetzung und den 

Ausbau der erfolgreichen erprobten Lösungen über die Finanzierung im Rahmen der EUI-

IA hinaus, Anpassung der erprobten innovativen Lösung in den Städten der 

Transferpartner und ihre Nachahmung in ganz Europa, Abschlussberichterstattung. 

• Thematische Arbeitspakete können über bis zu drei (3) Jahre umgesetzt werden und 

sollten sechs (6) Monate vor dem Ende der Durchführungsphase abgeschlossen sein, um 

im Sinne des Vorstehenden eine angemessene Evaluierung der Projektdurchführung und 

der erprobten innovativen Lösung mit Blick auf das Erreichen der Ziele und erwarteten 

Ergebnisse zu ermöglichen sowie um Transferaktivitäten zu fördern und die Projekterfolge 

weiter zu nutzen. Die Evaluierung der Leistung des Projekts und der erprobten innovativen 

Lösung ist wesentlich für den Ausbau im städtischen Gebiet des Projekts und die 

Nachahmbarkeit in weiteren Städten in Europa. Daher sollte nach der Erprobung ein 

Zeitraum von sechs (6) Monaten für die Evaluierung vorgesehen werden. 

•  Mit der Umsetzung des Arbeitspakets „Transfer“ wird spätestens zwölf (12) Monate nach 

dem Beginndatum des Projekts begonnen; sie ist bis zum Ende der Durchführungsphase 

abzuschließen. Den Beginn dieses Arbeitspakets legen die federführende städtische 

Behörde und die Transferpartner nach einer Analyse zum praktikabelsten und 

vorteilhaftesten Zeitpunkt für den Start der Zusammenarbeit fest. Dies sollte den 

Transferpartnern ermöglichen, zum am besten geeigneten Moment, bereits in den ersten 

Phasen der Projektdurchführung einbezogen zu werden.  

iv. Die Phase des administrativen Abschlusses (abgedeckt mit einem Pauschalbetrag) dauert drei 

(3) Monate und umfasst alle administrativen Aktivitäten nach der Durchführungsphase, mit 

denen das Projekt abgeschlossen wird und die inhaltlichen und finanziellen Berichtsunterlagen 

geprüft werden. Bitte beachten Sie, dass die Vertreter des im Rahmen der EUI-IA 

durchgeführten Projekts auch in dieser Phase für die vom ständigen Sekretariat 
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durchgeführten Aktivitäten zur Nutzung und Verbreitung von Wissen zur Verfügung stehen 

müssen.  

5. FÖRDERGRUNDSÄTZE 

Gesamtkostenprinzip 

Die Förderung im Rahmen der EUI-IA erfolgt nach dem Gesamtkostenprinzip. Das bedeutet, dass 

Projekte zwar eine EFRE-Kofinanzierung von bis zu 80 % der förderfähigen Kosten erhalten, aber alle 

Partner (federführende städtische Behörde, assoziierte städtische Behörden, Partner für die 

Projektdurchführung und Transferpartner), die EFRE-Mittel erhalten, mindestens 20 % an öffentlichen 

oder privaten Beiträgen zur Ergänzung ihres Budgets entweder aus eigenen Mitteln oder aus anderen 

Quellen (jedoch nicht aus einer anderen EU-Finanzierungsquelle) aufbringen müssen. Die 

Partnerbeiträge können in bar und/oder als Sachleistungen geleistet werden. 

EFRE-Zahlungen 

Zahlungen im Rahmen der EUI-IA erfolgen in Form von Vorschusszahlungen aus dem EFRE und 

letztendlich als Erstattungen der tatsächlich angefallenen Kosten: 

• Eine erste (Vorschuss-) Zahlung aus dem EFRE in Höhe von 50 % des EFRE-Zuschusses wird 

innerhalb von neunzig (90) Tagen nach dem erfolgreichen Abschluss der Initiierungsphase an 

die federführende städtische Behörde ausgezahlt. Dieser erste Vorschuss umfasst auch die 

beiden Pauschalbeträge für das Arbeitspaket „Vorbereitung und Initiierung“. Dieser 

Gesamtpauschalbetrag in Höhe von 100 000 EUR der förderfähigen Gesamtkosten (entspricht 

80 000 EUR aus dem EFRE) setzt sich zusammen aus dem Pauschalbetrag in Höhe von 25 000 

EUR (entspricht 20 000 EUR aus dem EFRE) für die Projektvorbereitung und dem 

Pauschalbetrag in Höhe von 75 000 EUR (entspricht 60 000 EUR aus dem EFRE) für die 

Initiierungsphase.  

• Eine zweite (Vorschuss-)Zahlung aus dem EFRE in Höhe von 30 % des EFRE-Zuschusses wird an 

die federführende städtische Behörde geleistet, nachdem ein erster Zahlungsantrag 

eingereicht und genehmigt wurde, in dem die durch die Kontrollinstanz der ersten Ebene 

bestätigten Projektausgaben aufgeführt sind. Vor der Bestätigung durch die Kontrollinstanz 

der ersten Ebene müssen die gemeldeten Ausgaben mindestens 35 % des gesamten 

Projektbudgets erreichen. Liegen die von der Kontrollinstanz der ersten Ebene bestätigten 

Projektausgaben unter 35 % der förderfähigen Gesamtkosten, wird der zweite EFRE-Vorschuss 

anteilig ausgezahlt. 

• Eine dritte Zahlung aus dem EFRE in Höhe von bis zu 20 % des EFRE-Zuschusses wird an die 

federführende städtische Behörde geleistet, nachdem der vierte (und letzte) jährliche 
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Fortschrittsbericht und der abschließende Qualitätsbericht genehmigt wurden und die 

Projektausgaben im zweiten Zahlungsantrag durch die Kontrollinstanz der ersten Ebene 

bestätigt wurden. Der abschließende jährliche Fortschrittsbericht ist spätestens einen (1) 

Monat nach der Durchführungsphase einzureichen und der zweite (und letzte) Zahlungsantrag 

ist zusammen mit dem abschließenden Qualitätsbericht am Ende der Phase des administrativen 

Abschlusses einzureichen. Liegen die von der Kontrollinstanz der ersten Ebene bestätigten 

Projektausgaben unter 100 % der förderfähigen Gesamtkosten, wird die dritte EFRE-Zahlung 

anteilig ausgezahlt. Bitte beachten Sie, dass es sich bei der dritten Zahlung nicht um einen 

Vorschuss, sondern um eine Erstattung angefallener und bezahlter Kosten handelt. Daher 

müssen die Projektpartner ihre (nicht von dem erhaltenen Vorschuss in Höhe von 80 % 

gedeckten) Ausgaben im letzten Teil der Projektdurchführung vorfinanzieren. Die dritte 

Zahlung enthält auch den Pauschalbetrag von 20 000 EUR der förderfähigen Gesamtkosten 

(entspricht 16 000 EUR aus dem EFRE), der die Phase des administrativen Abschlusses des 

Projekts abdeckt. 

6. PROJEKTIDEE UND 

PROJEKTENTWICKLUNG 

6.1 PARTNERSCHAFT 

Wie in Abschnitt 2 „Förderfähige Behörden – Wer kann einen Antrag einreichen“ dargelegt, können im 

Rahmen einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA ausschließlich förderfähige 

städtische Behörden ein Antragsformular einreichen. Im Rahmen von EUI-IA wird erwartet, dass die 

federführende städtische Behörde unmittelbar an den Experimentiertätigkeiten beteiligt ist und eine 

strategische Führungsrolle bei der Entwicklung des im Rahmen der EUI_IA durchgeführten Projekts 

übernimmt, indem sie zugunsten der technischen, wissenschaftlichen und finanziellen Tragfähigkeit 

des Projekts eine starke Projektpartnerschaft aufbaut und anführt.  

Die Projektpartnerschaft umfasst: 

• Partner für die Projektdurchführung – wichtige Einrichtungen und Organisationen, die zur 

Durchführung des Projekts beitragen können und eine aktive Rolle bei der Durchführung und 

Finanzierung der Projektaktivitäten übernehmen, indem sie einen finanziellen Beitrag zum 

Projekt leisten (der Anteil des Budgets, der von einem Projektpartner sichergestellt wird, d. h. 

die Kofinanzierungsrate); 

• Transferpartner – Städte, die daran interessiert sind, aus den Experimentiertätigkeiten zu 

lernen und die innovative Lösung nachzuahmen; dazu verfolgen sie die Projektdurchführung 
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und bieten den federführenden städtischen Behörden eine Außensicht in Bezug auf die 

Übertragbarkeit und Nachahmbarkeit der erprobten innovativen Lösung; 

• (ggf.) eine oder mehrere assoziierte städtische Behörde/n. 

Alle Projektpartner (federführende und assoziierte städtische Behörden, Partner für die 

Projektdurchführung und Transferpartner), denen EFRE-Mittel zugutekommen, müssen ihren eigenen 

Beitrag aufbringen.  

Alle Partner müssen in der EU ansässig sein (es können Partner für die Projektdurchführung aus 

Drittländern einbezogen werden, sofern sie sich in einem EU-Mitgliedstaat ansässig sind und sich der 

Mehrwert für das Projekt klar begründen lässt). Von allen beteiligten Partnern wird außerdem erwartet, 

dass sie ihre Zusammenarbeit durch die Unterzeichnung einer Partnerschaftsvereinbarung formell 

festschreiben. 

Federführende städtische Behörde   

Die Projekte sollten die Zuständigkeit der städtischen Behörde für die aktive Beteiligung an der 

Durchführung von Aktivitäten und an der lokalen Partnerschaft eindeutig nachweisen. Grundlage der 

Projekttätigkeit im Rahmen der EUI-IA ist, dass eine städtische Behörde für die allgemeine 

Durchführung und Verwaltung des gesamten Projekts zuständig ist. Die federführende städtische 

Behörde trägt die gesamte finanzielle und rechtliche Verantwortung gegenüber der betrauten 

Einrichtung. Die anderen Projektpartner behalten ihre eigene Verantwortung gegenüber der 

federführenden städtischen Behörde. Die Zuständigkeiten der von der federführenden städtischen 

Behörde vertretenen Partnerschaft werden in einem zwischen der federführenden städtischen 

Behörde und der betrauten Einrichtung geschlossenen Fördervertrag sowie in der von allen beteiligten 

Partnern nach der Genehmigung des Projekts (und den Transferpartnern nach deren Auswahl) zu 

unterzeichnen Partnerschaftsvereinbarung niedergelegt. Die federführende städtische Behörde sollte 

sicherstellen, dass alle Projektpartner in die Planung und Durchführung des Projekts einbezogen 

werden. 

Assoziierte städtische Behörden 

Bestehende Vereinigungen städtischer Behörden (nationale bzw. regionale Vereinigungen städtischer 

Behörden, Territorialpakte oder -vereinigungen, Entwicklungsbezirke usw.), gleich ob sie rechtlich als 

organisierte Agglomeration anerkannt werden oder nicht, sowie einzelne städtische Behörden, die 

keine formell festgeschriebene Kooperationsvereinbarung geschlossen haben, aber im Rahmen der 

EUI-IA gemeinsam einen Antrag stellen möchten, müssen im Antragsformular eine lokale 

Verwaltungseinheit als federführende städtische Behörde und die anderen lokalen 

Verwaltungsbehörden als assoziierte städtische Behörden aufführen. Die assoziierten städtischen 

Behörden sind für die Durchführung spezifischer Aktivitäten und die Realisierung der damit 

verbundenen Leistungen/Outputs zuständig. Die assoziierten städtischen Behörden erhalten einen 

Anteil am Projektbudget und melden die bei ihnen im Zusammenhang mit der Durchführung der 

Aktivitäten angefallenen Ausgaben. Im Antragsformular sind ausführliche Angaben zu den assoziierten 

städtischen Behörden (u. a. rechtlicher Status, Erfahrungen und Zuständigkeiten, Kontaktpersonen 



 

32 

usw.) zu machen.  

Daher sollten antragswillige Vereinigungen und/oder Zusammenschlüssen von städtischen Behörden 

(die rechtlich nicht als organisierte Agglomerationen anerkannt sind) einen territorialen 

Zusammenhang aufweisen und die Zahl der assoziierten städtischen Behörden begrenzen. 

Die assoziierten städtischen Behörden schreiben die projektpartnerschaftliche Beziehung mit der 

federführenden städtischen Behörde nach der Genehmigung des Projekts durch die Unterzeichnung 

einer Partnerschaftsvereinbarung formell fest.  

Der Vorschlag neuer Formen der Zusammenarbeit und des gemeinsamen Einsatzes von Mitteln zum 

Erreichen des kritischen Budgets für einen gemeinsamen Zweck im Sinne einer gemeinsamen 

Antragstellung als Gruppe von städtischen Behörden im Rahmen einer Aufforderung zur Einreichung 

von Vorschlägen für die EUI-IA ist möglich und kann sehr wünschenswert sein, um eine funktionale 

Dynamik in städtischen Gebieten zu fördern.   

Partner für die Projektdurchführung 

Die Entwicklung starker Partnerschaften zwischen öffentlichen Einrichtungen, dem Privatsektor und 

der Zivilgesellschaft (einschließlich Bürgern und Einwohnern) gilt weithin als einer der Eckpfeiler einer 

nachhaltigen Stadtentwicklung. Je nach Problem, das angegangen werden soll, und abhängig vom 

lokalen Kontext – das lehrt auch die bisherige Erfahrung – sollten die federführenden städtischen 

Behörden verschiedene relevante Partner einbeziehen (u. a. Einrichtungen, Agenturen – auch wenn im 

vollständigen Eigentum von Gemeinde-/Stadtverwaltungen – Hochschulen, Partner aus dem 

Privatsektor, Investoren, Forschungseinrichtungen, NGOs), die zur Realisierung der vorgeschlagenen 

innovativen Lösung, zum Erreichen der Projektziele und zur Sicherung längerfristiger Wirkungen in 

Bezug auf die Nachhaltigkeit und den Ausbau erforderlich sind. Die Partner für die Projektdurchführung 

sollten über einschlägige Erfahrungen und Sachkenntnis verfügen, welche die der federführenden 

städtischen Behörde ergänzen und einen Mehrwert für das gesamte Projekt darstellen. Wenn die 

Projekte die von den Interessenträgern und Zielgruppen als am dringlichsten empfundenen 

Herausforderungen angehen möchten, wenn sie wirklich mutig und innovativ sein und erprobte 

Lösungen nach Abschluss des Projekts in größerem Maßstab anwenden möchten, dann sollten sie 

bestrebt sein, von dem Wissen und der Erfahrung, die außerhalb der städtischen Behörden im lokalen 

Ökosystem vorhanden sind, sowie von der Unterstützung durch interessierte öffentliche und/oder 

private Investoren zu profitieren. 

Die Partnerschaft sollte in Bezug auf die politischen und thematischen Zuständigkeiten ausgewogen 

sein und sich ergänzen. Die Partnerschaften sollten eine Integration auf horizontaler (einschließlich 

Akteuren, die sich mit den verschiedenen Dimensionen der zu bewältigenden städtischen 

Herausforderung befassen) und vertikaler Ebene (einschließlich verschiedener Verwaltungsebenen) 

anstreben. Dabei gibt es keine allgemeingültige Lösung. Antragsteller sollten sich darüber im Klaren 

sein, dass bei Partnerschaften mit mehr als zehn (10) Partnern zusätzliche Bemühungen und 

Ressourcen erforderlich sein können, um die wirksame Projektverwaltung sicherzustellen. 

Jede Organisation mit Rechtspersönlichkeit kann die Rolle eines Partners für die Projektdurchführung 
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in einem Projekt im Rahmen der EUI-IA übernehmen. Die Partner für die Projektdurchführung 

übernehmen eine aktive Rolle bei der Planung und Durchführung des Projekts und sind für die 

Durchführung spezifischer Aktivitäten und die Realisierung der damit verbundenen 

Leistungen/Outputs zuständig. Die Partner für die Projektdurchführung erhalten einen Anteil am 

Projektbudget und melden die bei ihnen im Zusammenhang mit der Durchführung der Aktivitäten 

angefallenen Ausgaben. Die Partner für die Projektdurchführung sollten unter Berücksichtigung der 

Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung ausgewählt werden. Beratungsunternehmen, 

deren primäres Ziel die Entwicklung und Verwaltung europäischer Projekte ist, sowie Organisationen 

ohne Personalbudget (die ausschließlich Kosten für externe Expertise melden) dürfen nicht als Partner 

für die Projektdurchführung an Projekten beteiligt sein. Im Antragsformular sind ausführliche Angaben 

zu den Partnern für die Projektdurchführung (u. a. rechtlicher Status, Erfahrungen und Zuständigkeiten, 

Kontaktpersonen usw.) zu machen. Grundsätzlich kann ein Partner für die Projektdurchführung an 

mehreren Projektvorschlägen im Rahmen derselben Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 

beteiligt sein, sofern der Beitrag und der Mehrwert in den verschiedenen Projekten klar begründet sind. 

Bitte beachten Sie, dass städtische Behörden nicht als Partner für die Projektdurchführung infrage 

kommen, sondern bei Erfüllen der oben genannten Förderfähigkeitskriterien nur als federführende 

oder assoziierte städtische Behörde teilnehmen dürfen.   

Transfer Partners 

Transferpartner sind städtische Behörden, die der Projektpartnerschaft beitreten, um die 

Experimentiertätigkeiten zu verfolgen und aus ihnen zu lernen. An jedem Projekt im Rahmen der EUI-

IA müssen drei (3) Transferpartner aus anderen Mitgliedstaaten als dem Mitgliedstaat, in dem die 

federführende städtische Behörde ansässig ist, beteiligt sein.  

Alle städtischen Behörden von lokalen Verwaltungseinheiten, die nach dem Grad ihrer Verstädterung 

(DEGURBA) von Eurostat als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort definiert sind (DEGURBA Code 1 oder 

DEGURBA Code 2 bei Eurostat) und in der EU ansässig sind, können als Transferpartner fungieren. Es ist 

keine Mindesteinwohnerzahl erforderlich (Städte jeder Größe können Transferpartner werden). 

Die Logik hinter der Einladung von Transferpartnern zur Projektpartnerschaft besteht darin, die 

Anpassungsfähigkeit der erprobten Lösung an andere städtische Kontexte in der EU zu fördern und 

somit die Chancen zu erhöhen, dass die Lösung andernorts nachgeahmt und längerfristig in größerem 

Maßstab angewendet wird, und zwar ggf. mit Mitteln aus den allgemeinen kohäsionspolitischen 

Programmen und insbesondere aus dem EFRE. Darüber hinaus kann dadurch auch ein Beitrag zum 

Wissensaustausch zwischen den Städten und zum Aufbau langfristiger Beziehungen zwischen diesen 

Städten geleistet werden. Die Beteiligung an den Experimentiertätigkeiten ermöglicht es den 

Transferpartnern, ihr eigenes Innovationspotenzial zu stärken und ihre Kapazitäten zur Umsetzung 

innovativer Lösungen (sowohl inhaltlich als auch verfahrenstechnisch) zu erhöhen und den Prozess der 

vollständigen oder teilweisen Anpassung und Nachahmung der erprobten innovativen Lösung in ihren 

eigenen Städten vorzubereiten, indem sie an den Transferaktivitäten teilnehmen und von einer Lösung 

profitieren, deren Umsetzung und Ergebnisse sie sehen, aber auch indem sie Probleme und Hindernisse 

auf dem Weg zu Innovation überwinden. 
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Die Transferpartner müssen ermittelt und ausgewählt werden und von ihnen wird erwartet, dass sie 

der Projektpartnerschaft spätestens während der Initiierungsphase beitreten. Die 

Transferkooperation, die durch das Arbeitspaket „Transfer“ umgesetzt wird, muss spätestens nach dem 

ersten Jahr der Projektdurchführung beginnen. Transferpartner erhalten ein bestimmtes Budget. 

Einbindung der Zielgruppen und weiterer Interessenträger 

Bei der Entwicklung eines Projekts im Rahmen der EUI-IA und während aller Projektphasen muss ein 

größerer Kreis an Interessenträgern ermittelt und einbezogen werden. Dazu zählen je nach Art des 

Projekts u. a. lokale Gemeinschaften, Sozialpartner, Unternehmen, NGOs, Sachverständige, 

Einrichtungen, Organisationen, Einzelpersonen. Dasselbe gilt für die Zielgruppen des Projekts, d. h. je 

nach Projekt Bürger, Auszubildende, Arbeitssuchende, gefährdete Gruppen und/oder marginalisierte 

Gemeinschaften sowie Nutzer einer bestimmten Dienstleistung oder Verwaltung. Zu berücksichtigen 

sind all jene, die auf das Projekt einwirken können oder für die das Projekt eine Wirkung haben kann. 

Die Ermittlung von Interessenträgern, das Verständnis von deren Einfluss auf das Projekt im Rahmen 

der EUI-IA und die Abwägung der Bedürfnisse und Erwartungen der Interessenträger sind entscheidend 

für den Erfolg des Projekts. Daher sollten die städtischen Behörden alle relevanten Interessenträger 

zusammenbringen, um deren Probleme und Bedürfnisse einzuordnen, sich auf eine gemeinsame Vision 

oder eine gewünschte Veränderung zu einigen, zu deren Verwirklichung im Rahmen der EUI-IA 

durchgeführte Projekt beitragen soll, sowie um konkrete Lösungen und Maßnahmen zu entwerfen, mit 

denen die Probleme gelöst werden können und die gewünschte Veränderung herbeigeführt werden 

kann. Dem größeren Kreis der Interessenträger kommt das Projekt unmittelbar bzw. mittelbar zugute, 

er übernimmt aber keine unmittelbare Rolle bei der Durchführung des im Rahmen der EUI-IA 

durchgeführten Projekts und sollte nicht als Projektpartner betrachtet werden. Die Interessenträger 

erhalten daher weder ein eigenes Budget noch eigene Zuständigkeiten in der Projektdurchführung, 

sind aber als relevant anzusehen und sollten aktiv einbezogen werden (Mitgestaltung), um die 

reibungslose und wirksame Realisierung des Projekts zu gewährleisten.  

6.2 INTERVENTIONSLOGIK DES PROJEKTS UND ARBEITSPLAN  

Mit der Interventionslogik des im Rahmen der EUI-IA durchgeführten Projekts wird in klarer, 

durchdachter Weise beschrieben, wie mit den geplanten Maßnahmen die gewünschten 

Veränderungen und beabsichtigten Ergebnisse erzielt werden sollen. Sie beschreibt die logische 

Abfolge von zugrundeliegenden Bedürfnissen, Inputs, Projektaktivitäten, Outputs, Ergebnissen und 

letztendlicher Wirkung. Sie ist ein Instrument, mit dem sich komplexe Maßnahmen strukturieren und 

die Evaluierung eines Projekts vorbereiten lassen. Die Interventionslogik beantwortet folgende Fragen: 

Was ist der Grund für die Maßnahme/das Projekt? Welche Herausforderungen/Bedürfnisse liegen der 

Maßnahme zugrunde? Welche Probleme soll die Maßnahme lösen? Was ist die „gewünschte 

Veränderung“? Wie sollen diese Veränderungen erreicht werden?  

Die Interventionslogik umfasst strategische und operative Elemente sowie Elemente des Monitorings 

und der Evaluierung. 
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• Die strategischen Elemente umfassen das übergeordnete Ziel, die spezifischen Ziele und die 

beabsichtigten Ergebnisse.  

• Die operativen Elemente umfassen den Arbeitsplan, die Arbeitspakete, die Aktivitäten, 

Leistungen und Outputs des Projekts. 

Der Projektarbeitsplan erläutert das „Wie“ Ihres Projekts. Er dient als Leitfaden für die 

Durchführung Ihres geförderten Projekts. Im Arbeitsplan wird das Projekt in größere Schritte – 

die Arbeitspakete – unterteilt, die wiederum kleinere Schritte – die Aktivitäten – umfassen. 

Aktivitäten bringen Leistungen hervor, und jedes Arbeitspaket führt zu einem oder mehreren 

Outputs. 

Die Arbeitspakete sind die Bausteine des Arbeitsplans; sie sind die tragenden Säulen des 

Projekts und umfassen zusammenhängende Projektaktivitäten, die zur Realisierung 

bestimmter Bestandteile des Projekts und zum Erzielen der Projektoutputs erforderlich sind.  

Projekte im Rahmen der EUI-IA sollten die folgenden strukturgebenden Arbeitspakete 

umfassen:  

• Arbeitspaket „Vorbereitung und Initiierung“ 

• Arbeitspaket „Projektmanagement“  

• Arbeitspaket „Monitoring und Evaluierung“ 

• Arbeitspaket „Kommunikation und Nutzung“  

• thematische Arbeitspakete  

• Arbeitspaket „Transfer“ 

• Arbeitspaket „Abschluss“ 

• Die Elemente des Monitorings und der Evaluierung umfassen die Output- und 

Ergebnisindikatoren. 

6.3 UNTERSTÜTZUNG DURCH SACHVERSTÄNDIGE  

Alle im Rahmen der EUI-IA finanzierten Projekte erhalten sachkundige Unterstützung seitens der EUI. 

Konkret umfasst die sachkundige Unterstützung das Folgende: 

• Beratung und Anleitung auf strategischer und operativer Ebene zu dem Projekt und seiner 

Durchführung. 
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• Unterstützung bei der Entwicklung der Projektdokumentation und der Projektoutputs, mit 

denen die Erfolge und die Aussichten für die Zeit nach der Durchführung (Nachhaltigkeit, 

Ausbaufähigkeit und Übertragbarkeit) sowie die Erfahrungen und sich bewährt habenden 

Verfahren erfasst und einem breiteren Publikum zugänglich gemacht werden; dadurch wird die 

Anwendung der erfolgreichsten Innovationen auch in anderen Städten der EU erleichtert. 

• Teilnahme an und Beitrag zu Nutzungs- und Verbreitungsaktivitäten. 

• Unterstützung bei der Umsetzung des Arbeitspakets „Transfer“.  

Die sachkundige Unterstützung und Beratung werden laufend während der gesamten 

Projektdurchführung und der Abschlussphase angeboten.  

Dafür werden Sachverständige eingesetzt, die über fundierte Kenntnisse der städtischen Themen, die 

für die einzelnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen relevant sind, sowie über Erfahrung 

in der Zusammenarbeit mit städtischen Behörden bei öffentlich finanzierten Projekten und deren 

physischer Umsetzung verfügen, den kohäsionspolitischen Rahmen gut kennen und nachweisliche 

Erfahrung in der Unterstützung von Experimenten und Innovationen im städtischen Kontext 

mitbringen.  

Die EUI-IA trägt unmittelbar sämtliche Kosten im Zusammenhang mit der Unterstützung durch 

Sachverständige (einschließlich Reise- und Unterbringungskosten). Daher sollten die Antragsteller in 

ihrem Antragsformular keine Mittel für diesen Zweck vorsehen. 

6.4 TRANSFER  

Eine wesentliche Neuerung im Vergleich zu den im Rahmen der Initiative für innovative Maßnahmen 

für eine nachhaltige Stadtentwicklung im Programmplanungszeitraum 2014-2020 finanzierten 

Projekten ist die Einbettung des Elements des transnationalen Transfers als integraler Bestandteil der 

im Rahmen der EUI-IA durchgeführten Projekte. 

Bitte beachten Sie, dass der Hauptschwerpunkt der im Rahmen der EUI-IA durchgeführten Projekte 

weiterhin auf der Erprobung neuer innovativer Lösungen an einem bestimmten Ort liegt, dass mit 

diesem neuen Element jedoch sichergestellt werden soll, dass die Prozesse und Ergebnisse dieser 

Erprobung von Partnerstädten aus anderen Ländern (Transferpartner) übernommen werden. Jedes 

Projekt im Rahmen der EUI-IA enthält nun ein gesondertes Arbeitspaket „Transfer“ mit spezifischen 

Aktivitäten, Budgets, Leistungen und Outputs). 

Die EUI-IA wurde eingerichtet, um übertragbare und skalierbare innovative Lösungen für Fragen der 

nachhaltigen Stadtentwicklung auf EU-Ebene zu ermitteln und deren Erprobung zu unterstützen. Ein 

weiteres Ziel besteht in der Sammlung und dem Austausch von Ergebnissen aus 

Experimentiertätigkeiten (auch durch Unterstützung von Transferaktivitäten), um die 

Innovationskapazitäten und den Wissensaufbau in allen städtischen Gebieten der EU zu fördern. Die 
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Outputs der im Rahmen der EUI-IA durchgeführten Projekte sollen von anderen EU-Städten genutzt 

(nachgeahmt, ausgebaut) werden, wodurch sich die Wirkung der gesamten Initiative verstärkt, ein 

Beitrag zur Stadtpolitik auf verschiedenen Ebenen geleistet und die Zusammenarbeit zwischen den 

Städten in Europa gefördert wird. 

Mit dem neuen Transferelement soll vor allem sichergestellt werden, dass: 

• die Transferpartner die Planung und Erprobung der innovativen Lösung im Rahmen von 

Pilotaktionen verfolgen können, 

• die Transferpartner ihre lokalen städtischen Gegebenheiten analysieren können, um besser zu 

verstehen, wie die innovative Lösung an lokale Bedürfnisse und Bedingungen angepasst 

werden kann,  

• ein Austausch von Wissen und Erfahrungen zwischen allen Projektpartnern stattfindet,  

• wichtige Beiträge eingebracht werden, die zum einen eine Außensicht in das im Rahmen der 

EUI-IA durchgeführte Projekt einbinden und zum anderen der Inspiration der Transferpartner 

dienen, 

• die Transferpartner die innovative Lösung dokumentieren, um sie zu einem späteren Zeitpunkt 

nachahmen zu können (Nachahmbarkeits- und Chancenstudie sowie 

Investitionsdokumentation),  

• die federführende städtische Behörde und ihre Projektpartner den langfristigen Nutzen des 

im Rahmen der EUI-IA durchgeführten Projekts in Form eines Modells einer innovativen Lösung 

für die EUI vorbereiten, das von anderen an der innovativen Lösung interessierten Städten in 

der EU genutzt werden kann. 

Bei der Durchführung der vorgenannten Aktivitäten kann auf folgende Arbeitsmethoden 

zurückgegriffen werden: Vor-Ort-Besuche, Online- oder Offline-Workshops/Treffen/Diskussionen, 

Peer-Review-Aktivitäten, eigene Tätigkeiten der Transferpartner, durch die sie weiteren Nutzen aus den 

Erfahrungen der Transferaktivitäten ziehen können bzw. mit denen sie die zukünftige Nachahmung der 

innovativen Lösung vorbereiten, sowie sonstige gewünschte Arbeitsmethoden und 

Kooperationsformen. 

Die Transferpartner müssen die folgenden Lern- und Investitionsleistungen und -outputs liefern: 

Umfrage zur Übertragbarkeit und Studie zur Machbarkeit und zu den Chancen der Nachahmbarkeit – 

(eine pro Transferpartner). Sie dürfen auch Investitionsdokumentationen und die Durchführung 

kleinerer Pilotinvestitionen finanzieren. 

Die federführende städtische Behörde muss ein Modell einer innovativen Lösung für die EUI erarbeiten. 

Dabei handelt es sich um ein Abschlussdokument zur Übertragbarkeit und Ausbaufähigkeit der 

erprobten innovativen Lösung, mit dem andere (nicht nur die Transferpartner, sondern auch alle 
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interessierten Städte in der EU) sich über die Ergebnisse der Experimentiertätigkeiten informieren 

können und eine Anleitung für deren Nachahmung erhalten. 

Das Gesamtbudget für das Arbeitspaket „Transfer“ ist vom Antragsteller im Rahmen der EUI-IA 

festzulegen und sollte Folgendes umfassen: 

• ein Budget für die federführende städtische Behörde und die relevanten Partner für die 

Projektdurchführung zur Unterstützung der Umsetzung des Arbeitspakets „Transfer“; 

• Budgets für jeden Transferpartner in Form eines Pauschalbetrags (vereinfachte Kostenoption) 

von insgesamt 150 000 EUR (entspricht 120 000 EUR aus dem EFRE plus einem Eigenbeitrag 

von 30 000 EUR). 

Für die Ermittlung und Auswahl der Transferpartner für die Partnerschaft ist die federführende 

städtischen Behörde zuständig.  Mit der Ermittlung der Transferpartner sollte bereits in der 

Antragsphase begonnen werden. Dazu werden die Antragsteller gebeten, andere städtische Gebiete in 

Europa zu benennen, die Nutzen aus der Nachahmung der vorgeschlagenen Lösung ziehen könnten 

aufgrund von günstigen Voraussetzungen für den Transfer (ähnliche Merkmale, Kontexte) oder um ihr 

Innovationspotential zu erhöhen; zu erläutern, wie die am besten geeigneten Transferpartner 

ausgewählt werden bzw. sofern bereits ermittelt, die potenziellen Transferpartner samt der 

zugrundeliegenden Motivation/Begründung anzugeben. Da die EUI-IA u. a. darauf zielt, dass 

Projektoutputs von anderen Städten genutzt werden und dadurch die Wirkung der Initiative insgesamt 

verstärkt wird, und angesichts der Tatsache, dass die EUI-IA die Nachahmbarkeit der von den Projekten 

entwickelten innovativen Lösungen steigern möchte, müssen die Projekte in der Antragsphase 

nachweisen können, dass Prozess, Begründung und Motivation, wie sie der Auswahl der am besten 

geeigneten Transferpartner zugrunde liegen, ausgereift sind.  

Die Transferpartner müssen spätestens während der Initiierungsphase ermittelt werden; 

Mindestvoraussetzung für den erfolgreichen Abschluss der Initiierungsphase ist, dass die 

Transferpartner Absichtserklärungen unterzeichnen. 

Mit der Auswahl der Transferpartner soll sichergestellt werden, dass: (i) Ausgewogenheit bei den an der 

Partnerschaft beteiligten Städten (mit Blick auf ihre Größe [kleine, mittelgroße, große Städte] und Lage 

[weniger entwickelte Regionen, Übergangsregionen und stärker entwickelte Regionen]) besteht und 

(ii) zugunsten der Qualität der Nachahmung die wichtigsten Transferpartner zusammenkommen. Daher 

sind bei der Auswahl der Transferpartner die folgenden Leitprinzipien zu beachten: 

• Die Transferpartner kommen aus verschiedenen EU-Mitgliedstaaten. 

• Mindestens zwei (2) der vier (4) beteiligten Städte (die federführende städtische Behörde plus 

drei [3] Transferpartner) liegen in weniger entwickelten Regionen oder Übergangsregionen30. 

 
30 https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/regions/background 
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• Die Partnerschaft umfasst Städte unterschiedlicher Größe. 

6.5 KOSTENKATEGORIEN 

Die folgenden Kostenkategorien sind für im Rahmen der EUI-IA durchgeführte Projekte zulässig:  

• Personalkosten 

• Büro- und Verwaltungskosten 

• Reise- und Unterbringungskosten 

• Kosten für externe Expertise und Dienstleistungen  

• Ausrüstungskosten 

• Kosten von Infrastruktur und Bauarbeiten. 

Im Leitfaden zur EUI-IA finden sich Definitionen zu allen Kostenkategorien sowie Leitlinien zu deren 

Budgetierung und Meldung. Den Projektpartnern wird dringend empfohlen, bei Fragen zur 

Förderfähigkeit von Ausgaben, die in den vorliegenden Vorschriften nicht beantwortet werden, das 

ständige Sekretariat um Rat zu fragen. Zu beachten ist, dass die Ausgaben der Transferpartner über 

einen Pauschalbetrag gedeckt werden. 

Vom Projekt gemeldete Ausgaben sind von einer Kontrollinstanz der ersten Ebene zu prüfen. Diese 

unabhängige Kontrollinstanz der ersten Ebene prüft die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der 

gemeldeten Ausgaben, die Lieferung der Produkte und die Erbringung der Dienstleistungen, die 

Richtigkeit der gemeldeten Ausgaben sowie die Übereinstimmung der Ausgaben und Tätigkeiten mit 

den Vorschriften für die EUI-IA sowie den Vorschriften auf EU- und nationaler Ebene. Da die 

Kontrollinstanz der ersten Ebene von der EUI-IA bestellt und bezahlt wird, sollten die 

Projektpartnerschaften in ihren Projektbudgets keine Kosten für Kontrollen (bzw. Prüfungen) 

vorsehen. Die Kontrollinstanz der ersten Ebene organisiert zudem Vor-Ort-Kontrollen bei den 

Projekten. Vor-Ort-Kontrolle bedeutet, dass die Kontrollinstanz der ersten Ebene dem Projekt einen 

Besuch abstattet und bestätigt, dass bestimmte Aktivitäten, Einkäufe über Waren und 

Dienstleistungen sowie Investitionen tatsächlich in Übereinstimmung mit dem genehmigten 

Antragsformular während der Durchführungsphase ausgeführt wurden und dass die entsprechenden 

Vorschriften eingehalten wurden. 

Wie im Abschnitt zu den „Fördergrundsätzen“ angegeben, erfolgt die Förderung im Rahmen der EUI-IA 

nach dem Gesamtkostenprinzip. Das bedeutet, dass Projekte eine EFRE-Kofinanzierung von bis zu 80 % 

der förderfähigen Gesamtkosten erhalten und alle Projektpartner (federführende städtische Behörde 

oder assoziierte städtische Behörden, Partner für die Projektdurchführung und Transferpartner), die 
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EFRE-Mittel erhalten, einen finanziellen Beitrag zur Ergänzung ihres Budgets bis zum Beitragsziel (mind. 

20 % der förderfähigen Partnerkosten) aufbringen müssen. 

Für private Beiträge sind die Vorschriften über staatliche Beihilfen nicht anwendbar. Öffentliche 

Beiträge gelten nicht als staatliche Beihilfen, sofern die Projektaktivitäten nicht wirtschaftlicher Natur 

sind. Handelt es sich hingegen um öffentliche Beiträge eines Mitgliedstaats an ein Projekt und sind 

davon „wirtschaftliche Aktivitäten“ (z. B. das Angebot von Waren und Dienstleistungen auf dem Markt) 

umfasst, dann sind solche Projekte so zu gestalten, dass hinsichtlich sämtlicher öffentlicher Beiträge 

die Vorschriften über staatliche Beihilfen eingehalten werden, und zwar auf allen Ebenen, d. h. die 

Ebene des Eigentümers, Bauunternehmers und/oder des Betreibers des Projekts oder der Anlage. In 

diesen Fällen muss die öffentliche Finanzierung den Anforderungen der De- minimis -Verordnung oder 

den Bedingungen der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) oder dem Beschluss der 

Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse genügen.  

Ausführliche Informationen zur öffentlichen Auftragsvergabe und zu staatlichen Beihilfen finden sich 

im Leitfaden zur EUI-IA. 

7. ANTRAGSVERFAHREN 

Die Antragsunterlagen für die dritte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von 

EUI-IA umfassen das Folgende: 

• die vorliegenden Terms of Reference, die in allen EU-Sprachen verfügbar sind. Im Zweifel geht 

jedoch die englischsprachige Fassung vor. 

• den Leitfaden zur EUI-IA („EUI-IA Guidance“: nur in englischer Sprache verfügbar), der mit Blick 

auf die übergreifenden Vorschriften der Initiative unbedingt zurate zu ziehen ist. 

• den technischen Leitfaden zur elektronischen Plattform für den Datenaustausch (Electronic 

Exchange Platform / EEP)  

• eine ausführliche Online-Hilfe zum Ausfüllen des Antragsformulars, die auf der EEP in allen EU-

Sprachen verfügbar ist. Im Zweifel geht jedoch die englischsprachige Fassung vor. 

• Arbeitsversion des Antragsformulars (eine Arbeitsversion des Antragsformulars und des 

Bestätigungsblatts, verfügbar als englischsprachiges Word-Dokument) als Hilfsmittel für die 

Antragstellung. 

Sämtliche genannten Dokumente stehen auf der Website der EUI zur Verfügung. 

Das Bewerbungsverfahren erfolgt zu 100 % papierlos über die EEP (https://connect.urban-initiative.eu). 

https://connect.urban-initiative.eu/
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Der Antrag umfasst: 

• das Antragsformular: Das Antragsformular muss über die Online-EEP ausgefüllt werden. In den 

verschiedenen Formularabschnitten sind die Projektidee und die Begründung für das Projekt 

(einschließlich Angaben zur Innovativität des Vorschlags), die Partnerschaft (einschließlich der 

federführenden städtischen Behörde, der Partner für die Projektdurchführung, der 

Transferpartner und ggf. der assoziierten städtischen Behörden), die wichtigsten Ziele und 

beabsichtigten Ergebnisse sowie der vorgeschlagene Arbeitsplan und das Budget darzustellen. 

Antragsformulare können nur im Rahmen laufender Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen bearbeitet und eingereicht werden. Der Antrag enthält automatische 

Verknüpfungen, Formeln und Prüfungen, die dafür sorgen, dass Fehlermeldungen erscheinen, 

wenn das Formular nicht korrekt ausgefüllt wird (einschließlich wenn das Bestätigungsblatt 

fehlt); das Formular kann nicht eingereicht werden, solange es nicht korrekt ausgefüllt wurde. 

Dadurch wird die Wahrscheinlichkeit dafür, dass Anträge eingereicht werden, die nicht 

förderfähig sind, erheblich gesenkt.  

• Anlage: Die Antragsteller können über die EEP eine Anlage zum Antragsformular hochladen. 

Als Anlagen infrage kommen z. B. eine Karte des Projektgebiets, eine Abbildung, eine Infografik 

usw. Angaben zu den unterstützten Datei-Typen und -Größen finden sich im Leitfaden zur EEP. 

• Bestätigungsblatt: Das Bestätigungsblatt wird beim Ausfüllen des Antragsformulars oder 

danach automatisch von der Online-Plattform generiert. Es muss ausgedruckt, von einem 

rechtlichen Vertreter der federführenden städtischen Behörde unterzeichnet, eingescannt und 

im Abschnitt H des Antragsformulars („Confirmation Sheet“) hochgeladen werden. Das 

Antragsformular kann nicht ohne das Bestätigungsblatt eingereicht werden. 

Es wird nachdrücklich empfohlen, das Antragsformular in klar verständlichem Englisch auszufüllen. Das 

Antragsformular kann aber auch in einer anderen offiziellen EU-Sprache eingereicht werden. Bitte 

beachten Sie jedoch, dass die strategische und operative Bewertung der Anträge auf der Grundlage der 

englischsprachigen Fassung erfolgt (nicht in englischer Sprache eingereichte Anträge werden von 

einem vom ständigen Sekretariat beauftragten externen Dienstleister ins Englische übersetzt). Die 

Qualität der Übersetzung kann vom ständigen Sekretariat nicht garantiert werden und geht daher auf 

Gefahr des Antragstellers. Darüber hinaus ist Englisch die Sprache des Fördervertrags, des 

Projektmanagements, der formellen Berichte, der wichtigsten Leistungen und sämtlicher 

Kommunikation mit der betrauten Einrichtung und dem ständigen Sekretariat. 

 

Die Frist zur Einreichung des Antragsformulars und des Bestätigungsblatts endet am  
14.10.2024 um 14.00 Uhr CEST 
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8. AUSWAHLVERFAHREN  

Nach der Antragseinreichung wird jeder Antrag einem dreischrittigen Auswahlverfahren unterzogen: 

1. Förderfähigkeitsprüfung 

2. Strategische Bewertung 

3. Operative Bewertung 

8.1 FÖRDERFÄHIGKEITSPRÜFUNG 

Nach dem Ende der Frist zur Einreichung von Vorschlägen führt das ständige Sekretariat für alle vor 

dem Fristende eingereichten Projektanträge eine Förderfähigkeitsprüfung durch. Dabei wird geprüft, 

ob die eingereichten Antragsformulare und ihre Anlagen die formalen Förderfähigkeitskriterien 

erfüllen. Mit der Prüfung soll vermieden werden, dass nicht förderfähige Anträge weiter geprüft 

werden, und soll die Gleichbehandlung aller für eine Finanzierung auszuwählenden Vorschläge 

gewährleistet werden. 

Die Kriterien für die Förderfähigkeit im Rahmen der EUI-IA lauten wie folgt: 

1. Das Antragsformular wurde vor dem Ende der in den Terms of Reference für die Aufforderung 

zur Einreichung von Vorschlägen angegebenen Frist elektronisch über die EEP eingereicht.  

2. Das Antragsformular wurde vollständig ausgefüllt.  

3. Der Antragsteller ist eine einzelne städtische Behörde einer lokalen Verwaltungseinheit, die 

nach dem Grad ihrer Verstädterung als Stadt, kleinere Stadt oder Vorort definiert ist (DEGURBA 

Code 1 oder DEGURBA Code 2 bei Eurostat) und mindestens 50 000 Einwohner zählt.  

ODER  

Der Antragsteller ist eine Vereinigung oder ein Zusammenschluss von städtischen Behörden, die 

rechtlich als organisierte Agglomeration bestehend aus lokalen Verwaltungseinheiten anerkannt 

werden, wobei die Mehrheit (mind. 51 %) der Einwohner in lokalen Verwaltungseinheiten lebt, die nach 

dem Grad ihrer Verstädterung (DEGURBA) von Eurostat als Städte, kleinere Städte oder Vororte 

definiert sind (DEGURBA Code 1 oder DEGURBA Code 2), und die Einwohnerzahl zusammengenommen 

mindestens 50 000 beträgt.  

ODER  
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Der Antragsteller ist eine Vereinigung oder ein Zusammenschluss von städtischen Behörden, die 

rechtlich nicht als organisierte Agglomeration anerkannt werden, wobei alle beteiligten städtischen 

Behörden (federführende städtische Behörde und assoziierte städtische Behörden) lokale 

Verwaltungseinheiten sind, die nach dem Grad ihrer Verstädterung (DEGURBA) von Eurostat als Städte, 

kleinere Städte oder Vororte definiert sind (DEGURBA Code 1 oder DEGURBA Code 2), wobei die 

Einwohnerzahl zusammengenommen (federführende städtische Behörde und assoziierte städtische 

Behörden) mindestens 50 000 beträgt.  

4. Der Förderzeitraum wurde eingehalten: Das Abschlussdatum des Projekts steht im Einklang mit 

den Vorschriften der Aufforderung und denen der Initiative.  

5. Die Budgetobergrenzen (höchstens 5 Mio. EUR aus dem EFRE) und das Prinzip der 

Kofinanzierung (mind. 20 % des Budgets wird durch die Partnerschaft aufgebracht) wurden 

eingehalten.  

6. Alle beteiligten Partner (federführende städtische Behörde, assoziierte städtische Behörden 

und Partner für die Projektdurchführung) stammen aus EU-Mitgliedstaaten.  

7. Falls der Antragsteller eine Vereinigung und/oder ein Zusammenschluss von städtischen 

Behörden ist, die rechtlich nicht als organisierte Agglomeration anerkannt werden, wurden im 

Antragsformular eine federführende städtische Behörde und die assoziierten städtischen 

Behörden benannt. 

8. Die antragstellenden städtischen Behörden (federführende städtische Behörden und/oder 

assoziierte städtische Behörden) sind im Rahmen derselben Aufforderung zur Einreichung von 

Vorschlägen nur an einem einzigen Projektantrag beteiligt.  

9. Die städtischen Behörden, die sich bewerben (federführende städtische Behörden und/oder 

assoziierte städtische Behörden), wurden nicht im Rahmen eines früheren Aufrufs zur 

Einreichung von Vorschlägen für innovative Maßnahmen der EUI ausgewählt und finanziert. 

10. Das Bestätigungsblatt wurde unverändert und ordnungsgemäß vom rechtlichen Vertreter der 

federführenden städtischen Behörde unterzeichnet und über die EEP im Abschnitt 

„Confirmation Sheet“ des Antragsformulars hochgeladen.  

Sind nicht alle der oben genannten Anforderungen erfüllt, ist der Antrag nicht förderfähig und wird im 

laufenden Auswahlverfahren nicht weiter berücksichtigt. Nach Abschluss der Förderfähigkeitsprüfung 

werden die Antragsteller über das Ergebnis der Bewertung ihres Antrags (d. h. ob das 

Auswahlverfahren für sie fortgesetzt wird oder nicht) in Kenntnis gesetzt. 
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8.2 STRATEGISCHE BEWERTUNG  

Für zulässig und förderfähig befundene Anträge werden in einem zweiten Schritt einer strategischen 

Bewertung durch ein Gremium bestehend aus externen Sachverständigen unterzogen. Die strategische 

Bewertung macht 70 % der Gesamtprojektbewertung aus und erfolgt auf der Grundlage der folgenden 

Kriterien: 

• Innovativität und Relevanz (30 %) Inwieweit kann der Antragsteller zeigen, dass der 

Projektvorschlag eine neue Lösung darstellt, die einen Mehrwert in Bezug auf das Thema der 

Aufforderung bietet? Inwieweit ist die Lösung für den lokalen Kontext und die Ziele der 

Kohäsionspolitik relevant? 

• Partnerschaft und Mitgestaltung (12 %) Inwieweit ist die Partnerschaft relevant und fundiert, 

um die vorgeschlagene Lösung umzusetzen und die beabsichtigten Ergebnisse zu erzielen? 

Inwieweit ermöglicht der Vorschlag eine sinnvolle Beteiligung und Mitgestaltung seitens der 

Interessenträger, Zielgruppen und Bürger? 

• Messbarkeit von Ergebnissen und Wirkung (12 %) Inwieweit sind die beabsichtigten Ergebnisse 

spezifisch und realistisch und spiegeln die gewünschte Wirkung des Projekts auf den lokalen 

Kontext sowie die Begünstigten/Endnutzer? 

• Nachhaltigkeit und Ausbaufähigkeit (8 %) Inwieweit wird das Projekt einen dauerhaften Beitrag 

zur Bewältigung der ermittelten Herausforderung leisten? Inwieweit wird sich die 

vorgeschlagene Lösung über das Abschlussdatum hinaus selbst tragen und inwieweit ist die bei 

erfolgreicher Umsetzung ausbaufähig? 

• Übertragbarkeit (8 %) Inwieweit kann das Projekt auf andere städtische Gebiete in Europa 

übertragen werden? 

Leitfragen zur Bewertung der einzelnen Kriterien finden sich in Kapitel 3.2, „Selection process“ 

(„Auswahlverfahren“) im Leitfaden zur EUI-IA. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse der strategischen Bewertung nimmt das Gremium aus externen 

Sachverständigen eine Bewertung und ein Ranking der Anträge vor. Wie mit der Europäischen 

Kommission abgestimmt, werden in die engere Auswahl aufgenommene Anträge aus dem allgemeinen 

Ranking der operativen Bewertung unterzogen. Nach Abschluss des Verfahrens der strategischen 

Bewertung werden die Antragsteller über das Ergebnis der Bewertung ihres Antrags (d. h. ob das 

Auswahlverfahren für sie fortgesetzt wird oder nicht) in Kenntnis gesetzt.  
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8.3 OPERATIVE BEWERTUNG  

Die operative Bewertung wird vom ständigen Sekretariat durchgeführt und macht 30 % der 

Gesamtprojektbewertung aus. Bei der operativen Bewertung wird vor allem bewertet, inwieweit der 

Projektvorschlag fundiert ist, d. h. ob er begründet, realistisch, konsistent und kohärent, vollständig ist, 

ob er für eine effektive Verwaltung und rasche Umsetzung geeignet ist und ob er ein angemessenes 

Kosten-Nutzen-Verhältnis erkennen lässt. Die operative Bewertung erfolgt auf der Grundlage der 

folgenden Kriterien: 

• Projektdesign und -logik (12 %) Inwieweit sind die Elemente des Arbeitsplans (Aktivitäten, 

Leistungen, Outputs, Indikatoren) vollständig, realistisch, konsistent und kohärent? Inwieweit 

lassen sich ausgehend vom Projektdesign die Ziele und beabsichtigten Ergebnisse erreichen? 

• Durchführbarkeit und operative Reife des Projekts (8 %) Inwieweit ist der Vorschlag (innerhalb 

des vorgegebenen Zeitrahmens) durchführbar und inwieweit ist er operativ reif? 

• Organisatorische Vorkehrungen und operative Kapazität (5 %) Inwieweit sind die Management- 

und Kommunikationsaktivitäten geeignet und unterstützen die allgemeine Durchführung des 

Projekts? 

• Budget (5 %) Inwieweit ist das Budget kohärent und verhältnismäßig?  

Leitfragen zur Bewertung der einzelnen Kriterien finden sich in Kapitel 3.2, „Selection process“ 

(„Auswahlverfahren“) im Leitfaden zur EUI-IA. 

Nach der operativen Bewertung trifft ein Auswahlausschuss die endgültige Auswahl. Nach Abschluss 

des Verfahrens der operativen Bewertung werden die Antragsteller über das Ergebnis der Bewertung 

in Kenntnis gesetzt. 

8.4 PUNKTESYSTEM FÜR DIE BEWERTUNG  

Ein Punktesystem unterstützt bei der Entscheidungsfindung. Jedes gewichtete Kriterium wird mit einer 

Punktzahl von 1 bis 10 bewertet; als Ergebnis wird eine Durchschnittspunktzahl für das Projekt 

ermittelt. Dabei wird die folgende Punkteskala verwendet: 

9-10 – sehr gut 

7-8 – gut 

5-6 – ausreichend 

3-4 – mangelhaft 
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1-2 – ungenügend 

Bitte beachten Sie, dass Projekte, die bei einem der Bewertungskriterien mit einer Punktzahl von 4 oder 

weniger bewertet werden, automatisch abgelehnt und nicht weiter bearbeitet werden. 

Mit dem Punktesystem werden nicht nur die spezifischen Vorzüge der einzelnen Projektanträge 

berücksichtigt, sondern wird auch – im Sinne des Wettbewerbs – der Vergleich mit den anderen im 

Rahmen derselben Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen eingereichten Projektanträgen 

hergestellt. Daher erfahren Antragsteller von Projektanträgen, die nicht für die operative Bewertung 

zugelassen oder nach der operativen Bewertung abgelehnt werden, nicht, welche Punktzahl sie 

erreicht haben; sie erhalten jedoch eine ausführliche Rückmeldung zu allen bewerteten Kriterien. 

Antragsteller sollten beachten, dass die Auswahl ihres Projekts nicht automatisch zum Erhalt des 

entsprechenden EU-Zuschusses berechtigt. Werden die in der Initiierungsphase festgelegten 

Bedingungen nicht erfüllt (d. h. dass das Projekt noch nicht reif genug für die Durchführung ist), behält 

sich die betraute Einrichtung das Recht vor, das Projekt zu beenden und es von der Liste der im Rahmen 

der EUI-IA genehmigten Projekte zu streichen (nähere Informationen dazu finden sich im Leitfaden zur 

EUI-IA, Kapitel 4 „Initiation Phase and Contracting“ [„Initiierungsphase und Vertragsschluss“]).  

8.5 AUSSCHLUSSKRITERIEN FÜR ANTRAGSTELLER  

Gemäß der Verordnung über die Haushaltsordnung31 können Antragsteller vom Gewährungsverfahren 

ausgeschlossen werden, wenn eines oder mehrere der folgenden Ausschlussszenarien auf die 

federführende städtische Behörde oder auf Personen mit Vertretungs-, Entscheidungs- oder 

Kontrollbefugnissen innerhalb der federführenden städtischen Behörde oder auf Personen, die für die 

Durchführung des Projekts wesentlich sind, zutrifft bzw. zutreffen: 

• Zahlungsunfähigkeit, Insolvenzverfahren oder Liquidation, 

• Pflichtverletzung in Bezug auf die Entrichtung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgen, 

• schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit, einschließlich Abgabe falscher 

Erklärungen, 

• Betrug, 

• Bestechung, 

 
31 Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 
223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012: https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2018/1046/oj  

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2018/1046/oj
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• Verhaltensweisen im Zusammenhang mit einer kriminellen Vereinigung,  

• Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung, 

• terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten, 

• Kinderarbeit oder andere Straftaten im Zusammenhang mit dem Menschenhandel, 

• Unregelmäßigkeit, 

• Gründung oder Existenz als Briefkastenfirma. 

Während des Antragsverfahrens müssen alle Antragsteller zusammen mit dem Antragsformular eine 

Erklärung einreichen, mit der sie bestätigen, dass keines der oben genannten Ausschusskriterien auf die 

federführende städtische Behörde und die Projektpartner zutrifft. Diese Erklärung ist in dem 

Bestätigungsblatt enthalten, das dem Anmeldeformular auf der EEP beizufügen ist. Bitte beachten Sie, 

dass das Bestätigungsblatt vom rechtlichen Vertreter der federführenden städtischen Behörde 

ordnungsgemäß unterzeichnet sein muss, damit der Antrag bei der Prüfung der Förderfähigkeit als 

förderfähig gilt. 

Während des Auswahlverfahrens und vor der endgültigen Entscheidung des Auswahlausschusses über 

die Zuschussgewährung prüft das ständige Sekretariat die Antragsteller im Früherkennungs- und 

Ausschlusssystem (EDES), dem von der Europäischen Kommission eingerichteten System, mit dem der 

Schutz der finanziellen Interessen der EU verstärkt und die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 

gewährleistet werden soll32. Wenn die federführende städtische Behörde im EDES gefunden wird, 

informiert das ständige Sekretariat den Antragsteller, der dann die Gelegenheit erhält, sich vor der 

endgültigen Entscheidung des Auswahlausschusses zu verteidigen. Dies erfolgt im Sinne des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. 

9. INITIIERUNGSPHASE UND 

VERTRAGSSCHLUSS  

Die Initiierungsphase umfasst die ersten sechs (6) Monate vor der Durchführungsphase des Projekts. 

Mit ihr soll sichergestellt werden, dass alle administrativen Voraussetzungen für einen reibungslosen 

und effizienten Beginn der Projektdurchführung erfüllt sind. Sie soll zudem Sicherheit bezüglich der 

Projektreife geben (Projektmanagement, Projektdurchführung, Risikomanagement). Die wichtigsten 

Elemente dieser Phase sind Schulungen zum Projektmanagement (einschließlich der Einführung in den 

 
32 Artikel 142, Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union. 
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Berichts- und Monitoringrahmen), die Erfüllung der administrativen und rechtlichen Anforderungen für 

den Projektstart, die Einarbeitung der Empfehlungen des Auswahlausschusses, die Ex-ante-Prüfung 

und die Prüfung der Projektreife. Die Initiierungsphase dient außerdem dem Aufbau einer fruchtbaren 

Zusammenarbeit zwischen dem Projekt und dem ständigen Sekretariat. 

Die Prüfung der Projektreife ist Bestandteil der Initiierungsphase, um größere unerwartete Probleme 

während der Projektdurchführung möglichst zu vermeiden. Die Prüfung der Projektreife wird sowohl 

von der Kontrollinstanz der ersten Ebene im Rahmen der Ex-ante-Prüfung als auch vom ständigen 

Sekretariat durchgeführt und befasst sich mit sämtlichen verwaltungsbezogenen, administrativen, 

finanziellen und operativen Fragen ab, welche die ordnungsgemäße Durchführung des Projekts und 

das Erreichen der angestrebten Projektergebnisse berühren könnten. Bei der Prüfung der Projektreife 

wird auch geprüft, ob das Projekt über eine verlässliche Strategie und geeignete Annahmen in Bezug 

auf die im Abschnitt „Risk Management“ des Antragsformulars genannten Themen verfügt (d. h. 

Projektmanagement, personelle Kapazitäten für die Projektdurchführung, Reife bzgl. der 

Auftragsvergabeverfahren, realistischer Zeitplan, rechtliche Umgebung für die Projektdurchführung, 

investitionsbezogene Unterlagen, Standort und Verwaltungsgenehmigungen usw.). 

Wird die Initiierungsphase nicht innerhalb des angesetzten Zeitraums von sechs (6) Monaten 

erfolgreich abgeschlossen (d. h. wenn einer der oben genannten Schritte nicht abgeschlossen oder die 

Ex-ante-Prüfung und/oder die Prüfung der Projektreife negativ ausfällt bzw. ausfallen), kann die 

betraute Einrichtung das Projekt beenden (da das Konzept nicht umsetzungsreif ist) und es von der 

Liste der im Rahmen der EUI-IA genehmigten Projekte streichen. In diesem Fall werden nur die beiden 

Pauschalbeträge für die Projektvorbereitung und die Initiierungsphase an das Projekt ausgezahlt. Wird 

die Initiierungsphase abgebrochen (z. B. weil das Projekt vorzeitig beendet wird), wird nur der zur 

Deckung der Kosten der Projektvorbereitung vorgesehene Pauschalbetrag an die federführende 

städtische Behörde ausgezahlt. 

Der erfolgreiche Abschluss der Initiierungsphase ist die notwendige Bedingung für den Erhalt des EFRE-

Zuschusses für die Durchführung und den Beginn der Phase der Projektdurchführung. 

10. UNTERSTÜTZUNG IM 

ANTRAGSVERFAHREN  

Das Personal des ständigen Sekretariats unterstützt die Antragsteller im Rahmen der Aufforderung zur 

Einreichung von Vorschlägen für die EUI-IA bei Bedarf bei fachlichen Fragen. Nähere Informationen 

dazu finden sich auf der Website der EUI. Darüber hinaus wird folgende Unterstützung angeboten: 

• Das ständige Sekretariat organisiert in verschiedenen europäischen Städten Seminare für 

Antragsteller. Die Termine und Seminarorte finden sich auf der Website der EUI. Im Rahmen 
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dieser Seminare können die Teilnehmer mit Vertretern des ständigen Sekretariats und/oder der 

Europäischen Kommission bilaterale Gespräche zu ihrer Projektidee buchen. 

• Es werden Online-Webinare zu spezifischen Aspekten der Projektentwicklung und -einreichung 

organisiert. 

• Auf der Website der EUI wird ein Q&A-Bereich eingerichtet, und es werden bilaterale Online-

Konsultationen durchgeführt.  

• Die Antragsunterlagen (bestehend aus den Terms of Reference, dem Leitfaden zur EUI-IA, dem 

technischen Leitfaden zur elektronischen Plattform für den Datenaustausch (EEP), einer 

ausführlichen Online-Hilfe zum Ausfüllen des Antragsformulars, die auf der EEP in allen EU-

Sprachen verfügbar ist, sowie der Arbeitsversion des Antragsformulars) finden sich auf der 

Website der EUI. 

11. WICHTIGE TERMINE 

• 06/05/2024 – Eröffnung der dritte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen 

von EUI-IA 

• 06/2024 – 10/2024 – Seminare und Online-Beratung für Antragsteller 

• 14/10/2024 (14.00 Uhr CEST) – Ende der Frist für die Einreichung der Antragsformulare 

• 03/2025 – voraussichtlich endgültige Entscheidung über die Genehmigung von Projekten 

• 09/2025 – Ende der Initiierungsphase 

• 01/10/2025 – Beginndatum für die Durchführung aller genehmigten Projekte 

 

Wir freuen uns auf Ihre Projektvorschläge! 

 

 


